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(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)
25. Mirz 2003
(2003/C 72/01)

1 Euro =

Wihrung Kurs Wihrung Kurs
usD US-Dollar 1,0691 LVL Lettischer Lat 0,622
JPY Japanischer Yen 128,22 MTL Maltesische Lira 0,4225
DKK Dinische Krone 7,4265 PLN Polnischer Zloty 4,3315
GBP Pfund Sterling 0,6784 ROL Rumainischer Leu 36 000
SEK Schwedische Krone 9,238 SIT Slowenischer Tolar 231,6325
CHF Schweizer Franken 1,472 SKK Slowakische Krone 41,726
ISK Islindische Krone 83,7 TRL Tiirkische Lira 1 853 000
NOK Norwegische Krone 7,829 AUD Australischer Dollar 1,7908
BGN Bulgarischer Lew 1,9506 CAD Kanadischer Dollar 1,5769
CYP Zypern-Pfund 0,58375 | HKD Hongkong-Dollar 8,338
CZK Tschechische Krone 31,798 NZD Neuseelindischer Dollar 1,9312
EEK Estnische Krone 15,6466 SGD Singapur-Dollar 1,8867
HUF Ungarischer Forint 246,16 KRW Siidkoreanischer Won 1336,8
LTL Litauischer Litas 3,4523 ZAR Siidafrikanischer Rand 8,6383

(") Quelle: Von der Europdischen Zentralbank veroffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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Bekanntmachung iiber das bevorstehende Auflerkrafttreten bestimmter Antidumpingmafinahmen
(2003/C 72/02)

1. Die Kommission gibt bekannt, dass die unten aufgefithrten Antidumpingmafnahmen gemifl Artikel
2 der Verordnung (EG) Nr. 2722/1999 des Rates vom 17. Dezember 1999 zur Einfithrung eines endgiil-
tigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Furfuraldehyd mit Ursprung in der Volksrepublik China (!)
zu dem in der unten stehenden Tabelle genannten Zeitpunkt aufer Kraft treten, sofern nicht nach dem
unten beschriebenen Verfahren eine Uberpriifung eingeleitet wird.

2. Verfahren

Die Gemeinschaftshersteller kénnen einen schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen. Dieser Antrag
muss geniigend Beweise dafiir enthalten, dass das Dumping und die Schidigung im Fall des AufSerkraft-
tretens der Manahmen wahrscheinlich anhalten oder erneut auftreten wiirden.

Sollte die Kommission eine Uberpriifung der betreffenden MaRnahmen beschlieRen, so erhalten die Ein-
fithrer, die Ausfiihrer, die Vertreter des Ausfuhrlandes und die Gemeinschaftshersteller Gelegenheit, die im
Uberpriffungsantrag dargelegten Fakten zu erginzen, zu widerlegen oder zu erldutern.

3. Frist

Die Gemeinschaftshersteller konnen nach der Veréffentlichung dieser Bekanntmachung auf der vorgenann-
ten Grundlage einen schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen, der der Europidischen Kommission,
Generaldirektion Handel (Referat B-1), J-79 5/16, B-1049 Briissel (?), spatestens drei Monate vor dem in
der unten stehenden Tabelle genannten Zeitpunkt vorliegen muss.

4. Diese Bekanntmachung ergeht nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 vom
22. Dezember 1995 (3).

Zeitpunkt des

Ursprungs- oder
AuRerkrafttretens

Ausfuhrland/-linder

Furfuraldehyd Volksrepublik China | Zoll Verordnung (EG) Nr. 2722/1999 | 23.12.2003
(ABL L 328 vom 22.12.1999)

Ware Mafinahme Rechtsgrundlage

() ABL L 328 vom 22.12.1999, S. 1.
() Telex COMEU B 21877; Fax (32-2) 295 65 05.

() ABL. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Zuletzt gedndert durch die Verordnung (EG) Nr. 1972/2002 (ABL L 305 vom
7.11.2002, S. 1).
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STAATLICHE BEIHILFE — DEUTSCHLAND

Beihilfe C 73/02 (ex NN 87/E/01) — Landesbank Hessen-Thiiringen Girozentrale (,,Helaba“)

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemifl Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(2003/C 72/03)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

Mit Schreiben vom 13. November 2002, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt
ist, hat die Kommission der Bundesrepublik Deutschland ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwahn-
ten Mafnahmen das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser

Veroffentlichung an folgende Anschrift auf:

Europiische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion H

B-1049 Briissel

Fax (32-2) 296 12 42.

Alle Stellungnahmen werden der Bundesrepublik Deutschland iibermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme
abgibt, kann unter Angaben von Griinden schriftlich beantragen, dass seine Identitit nicht bekanntgegeben

wird.

ZUSAMMENFASSUNG

1. Verfahren

Im Juli 1998 informierte der Bundesverband deutscher Banken
e. V. (,BdB“) die Kommission iiber eine Kapitaliibertragung in
Form einer stillen Einlage durch das Land Hessen zugunsten
der Landesbank Hessen-Thiiringen (,Helaba®), die Gegenstand
dieses Priifverfahrens ist. Im Jahr 1994 hatte sich der BdB
bereits iiber Kapitaliibertragungen an sechs andere Landesban-
ken beschwert, die Gegenstand eigener Verfahren sind/waren.

Die Kommission untersuchte zunichst die Vermdogensiibertra-
gung auf die Westdeutsche Landesbank (,WestLB*), erklirte
aber, dass sie die Ubertragungen auf die anderen Landesbanken
im Lichte der Ergebnisse in der Sache WestLB (1) priifen werde.
In dieser Sache entschied sie schlielich im Jahr 1999, die
Beihilfemaflnahme (die Differenz zwischen der gezahlten Ver-
giitung und der marktiiblichen Rendite) fiir mit dem gemein-
samen Markt unvereinbar zu erkliren und die Riickforderung
des Beihilfeelements anzuordnen (2).

(") ABL C 140 vom 5.5.1998, S. 9.

(® ABL L 150 vom 23.6.2000, S. 1; es wurden Rechtsmittel eingelegt
durch Deutschland (EuGH; C-376/99), durch Nordrhein-Westfalen
(EuGEL T-233/99) und durch die WestLB (EuGEL; T-228/99); durch
die Kommission wurde ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet
(EuGH; C-209/2000).

In Beantwortung von Auskunftsersuchen der Kommission
iibersandte die Bundesrepublik Deutschland im Dezember
1999 Informationen zur Einbringung der stillen Einlage in
die Helaba und erginzte diese im Januar 2001.

2. Hintergrund

Die Helaba, eine Universalbank mit den Schwerpunktbereichen
Sparkassengeschift, sonstiges Firmenkundengeschift, Privatkun-
dengeschift, Hausbankgeschift fiir Gebietskorperschaften und
Fordergeschift, wurde 1953 errichtet und firmiert seit 1992
unter dem Namen ,Landesbank Hessen-Thiiringen Girozentra-
le“. Sie ist eine Anstalt des offentlichen Rechts mit einer Kon-
zernbilanzsumme von rund 137 Mrd. EUR und ca. 3 300 Mit-
arbeitern im Jahr 2001. Eigentiimer und Gewihrtriger der
Bank sind seit 1. Januar 2001 der Sparkassen- und Giroverband
Hessen-Thiiringen zu 85 %, der zuvor alleiniger Eigentiimer
und Gewihrtrager war, sowie das Land Hessen zu 10 % und
das Land Thiiringen zu 5 %.

Das Land Hessen schuf 1998 durch Gesetz ein Sonderver-
mogen, das die Forderungen des Landes aus Krediten zur For-
derung des sozialen Wohnungsbaus umfasst. Dieses Sonderver-
mogen ging durch Vertrag zwischen dem Land Hessen und der
Helaba mit Wirkung vom 31. Dezember 1998 als stille Einlage
auf die Helaba {iber. Dessen Barwert betrigt 2,473 Mrd. DEM
(1,264 Mrd. EUR), wobei der Helaba aufsichtsrechtlich als
Kernkapital daraus ca. 2,3 Mrd. DEM als Haftungsgrundlage
zur Verfigung stehen. Riickfliisse aus den Wohnungsbaudarle-
hen stehen dem Fordervermdgen zu und sind weiterhin revol-
vierend fiir Forderzwecke einzusetzen.
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Mit oben beschriebener Vermogensiibertragung entschied sich
das Land Hessen als Kapitalgeber fiir eine Methode der Zurver-
fugungstellung aufsichtsrechtlich anerkannten Kernkapitals mit-
tels Einbringung eines gemeinniitzigen Fordervermdgens in
Form einer stillen Einlage in eine am Wettbewerb teilnehmende
Geschiftsbank. Zwar sollten die iibertragenen Mittel weiterhin
vorrangig dem gemeinniitzigen Zweck gewidmet sein. Dies
andert jedoch nichts an der Haftungsfunktion der iibertragenen
Mittel und der durch sie gegebenen Moglichkeit zur Geschifts-
ausdehnung der Helaba.

Fir den aus der stillen Einlage zur Unterlegung des Wett-
bewerbsgeschifts zur Verfiigung stehenden Betrag wurde eine
jahrliche Vergiitung von 1,4 % vereinbart. Nach Angaben der
deutschen Behorden muss die Helaba darauf zusitzlich die
Gewerbesteuer, der das Land Hessen nicht unterliegt, und damit
eine Gesamtvergiitung von 1,66 % entrichten. Das Land und
die Helaba verstindigten sich als Ubergangsldsung auf eine
stufenweise Inanspruchnahme und Vergiitung der stillen Ein-
lage. Somit ergeben sich jihrlich ansteigende Zahlungsver-
pflichtungen bis zu einer Hohe von ca. [...] DEM ab 2003.
Zusitzlich zur Vergiitung der stillen Einlage hat die Bank die
Refinanzierungskosten der Kreditvergabe zu tragen.

3. Wiirdigung der potenziellen Beihilfemafinahme

Gemidfl des Grundsatzes des marktwirtschaftlich handelnden
Kapitalgebers sind keine Beihilfeclemente vorhanden, wenn
Mittel bereitgestellt werden unter ,Bedingungen, zu denen ein
privater Kapitalgeber, der unter normalen marktwirtschaftli-
chen Bedingungen handelt, bereit wire, einem privaten Unter-
nehmen Mittel zu iiberlassen” (3). Zu priifen ist deshalb, ob die
Helaba durch den Transfer und die dafiir geleistete Vergiitung
bzw. Verzinsung eine wirtschaftliche Vergiinstigung erhilt, die
unter normalen Marktbedingungen nicht erhiltlich gewesen
wire (*). Sollte die bezahlte Vergiitung unterhalb derjenigen
Vergiitung liegen, die ein unter normalen Marktbedingungen
titiger Kapitalgeber verlangt hitte, so stellt die Differenz zwi-
schen der gezahlten Vergiitung/Verzinsung und der unter nor-
malen Marktbedingungen iiblichen Vergiitung fir die erhalte-
nen Kapitalmittel eine staatliche Beihilfe dar, die durch die
Begiinstigung der Helaba den Wettbewerb verfilscht oder zu
verfdlschen droht und den Handel zwischen den Mitgliedstaa-
ten beeintrachtigt.

Nach den der Kommission vorliegenden Informationen ist die
Vergiitung, die fur die zugefihrten Mittel vereinbart und von
der Helaba im bekannten Zeitraum gezahlt wurde, nicht mit
dem Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers
vereinbar. Die von der Helaba auf die zugefithrten Mittel im
bekannten Zeitraum zu bezahlende Vergiitung betrigt 1,4 %
p. a., wobei von der Helaba zusitzlich die Gewerbesteuer und
damit insgesamt 1,66 % p. a. zu bezahlen sind. Um die ange-
messene Vergiitung fiir die eingebrachten Eigenmittel zu be-
stimmen, muss — aus der Sichtweise des Empfingers — der
mit der Ubertragung verbundene konkrete wirtschaftliche Vor-

(%) ABL C 307 vom 13.11.1993, S. 3, Ziffer 11.
(*) Rs. C-39/94, SFEL, Slg. 1996, 1-3547, Radnr. 60.

teil definiert werden. Auf dieser Grundlage kann dann die unter
normalen Marktbedingungen iiblicherweise zu bezahlende Ver-
glitung bestimmt werden.

Der wirtschaftliche Vorteil, der sich fiir eine Bank aus der
Zufuhr von Eigenmitteln ergibt, besteht in der Erhohung der
Kreditvergabekapazitit und damit der Ertragskraft des Empfin-
gers. Indem das Land der LSH fur ihr kommerzielles, wett-
bewerbsorientiertes Kreditgeschift eine signifikant groflere Ka-
pitalbasis verschaffte, hat es die Bank in eine Position gebracht,
die es ihr moglich machte, das Geschift auszuweiten und da-
durch zusitzliche Gewinne zu erzielen (Geschiftsausweitungs-
funktion des Eigenkapitals).

Unter normalen Marktbedingungen wird die Einbringung von
haftendem Eigenkapital daher entsprechend dem Wert des ein-
gebrachten Kapitals unter Beriicksichtigung seiner Geschifts-
ausweitungsfunktion und des vom Kapitalgeber eingegangenen
Risikos vergiitet. Ein Anhaltspunkt fiir die marktiibliche Ver-
giitung des eingebrachten Kapitals ist der langfristige risikofreie
Satz (Bundesanleihen mit 10 Jahren Laufzeit), der mit einem
das erhohte Risiko von Eigenmitteln abbildenden Risikoauf-
schlag zu versehen ist (°). Da bereits der Vergiitungssatz fiir
eine langfristige risikofreie Vermodgensanlage zum Zeitpunkt
unmittelbar vor der Vermogensiibertragung, Ende 1998, bei
etwa 4 % (°) lag, kann eine Vergilitung von 1,4 % p.a. (unter
Umstdnden zuziiglich Gewerbesteuer von 0,26 % p. a.), selbst
ohne Beriicksichtigung des notwendigen Risikoaufschlags,
kaum als marktiiblich betrachtet werden.

Allerdings darf bei der Ermittlung der marktiiblichen Ver-
giitung die mangelnde Liquiditit des vorliegend zugefiihrten
Eigenkapitals nicht unberiicksichtigt bleiben. Obgleich die nicht
liquiden Eigenmittel der Bank eine Ausweitung des Kreditvolu-
mens erlauben, ist zu beriicksichtigen, dass im Falle der Ein-
bringung nicht liquider Kapitaleinlagen die Helaba den vollen
moglichen Umfang der Erhohung des Geschiftsvolumens nur
dann erzielen kann, wenn sie das zusitzliche Kreditvolumen in
vollem Umfang auf dem Kapitalmarkt refinanziert. Damit kann
das Land nicht die gleiche Rendite wie ein Geber von liquidem
Kapital erwarten. Es erscheint daher ein entsprechender Ab-
schlag sachgerecht (7). Selbst wenn man die Besonderheiten
der Transaktion, z.B. den mangelnden Liquiditatscharakter
der iibertragenen Mittel, beriicksichtigt, kann in der vereinbar-
ten Vergiitung kaum eine marktiibliche Verzinsung geschen
werden. Insbesondere erscheint es nicht sachgerecht, fir die
Berechung einer marktmifSigen Vergiitung mehr als die Netto-
refinanzierungskosten (vorgefundene Bruttorefinanzierungskos-
ten abziiglich der anwendbaren Unternehmenssteuern, ins-
besondere der Korperschaftsteuer) von der marktiiblichen Ver-
giitung fur eine ansonsten vergleichbare, aber liquide stille Ein-
lage in Abzug zu bringen.

(°) Eine Berechnung des fiir diese Investition fiir den relevanten Zeit-
punkt sachgerechten Risikoaufschlags kann aufgrund mangelnder
Information derzeit noch nicht vorgenommen werden.

(°) Geschiftsbericht der Helaba fiir 1998, S. 15. Fiir eine genauere
Bestimmung des risikolosen Zinssatzes als Basisgrofe fehlen noch
Angaben.

() Siehe auch Entscheidung der Kommission in der Sache WestLB,
ABL L 150 vom 23.6.2000, S. 30.
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Der Finanzdienstleistungssektor insgesamt ist durch eine zu-
nehmende Integration gekennzeichnet, und es herrscht starker
Wettbewerb zwischen Finanzinstituten verschiedener Mitglied-
staaten, der sich mit der Einfuhrung der einheitlichen Wahrung
weiter verstirkt. Nach dem derzeitigen Informationsstand ist
wahrscheinlich, dass die LSH durch Zufuhr staatlicher Mittel
gegeniiber aktuellen und potenziellen Wettbewerbern auch
aus anderen Mitgliedstaaten begiinstigt wurde bzw. wird. Es
ist davon auszugehen, dass der Wettbewerb verfdlscht wird
— bzw. droht, verfilscht zu werden — und der Handel zwi-
schen den Mitgliedstaaten beeintrichtigt wird, so dass die Ma-
nahmen wahrscheinlich staatliche Beihilfen gemdfl Artikel 87
Absatz 1 EG-Vertrag darstellen.

Da die Ausnahmebestimmungen des Artikels 87 Absdtze 2 und
3 EG-Vertrag nach derzeitigem Kenntnisstand nicht anwendbar
sind, gibt es Anlasss zu Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit
der Mafinahme mit dem Gemeinsamen Markt.

Da weder Deutschland noch andere juristische oder natiirliche
Personen vorgetragen haben, dass die Helaba Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse im Sinne des Arti-
kel 86 Absatz 2 EG-Vertrag erbringt und mangels Informatio-
nen, kann die Kommission derzeit auch nicht zu dem Schluss
gelangen, dass die Beihilfen aufgrund von Artikel 86 Absatz 2
genehmigt werden konnten.

WORTLAUT DES SCHREIBENS

,Die Kommission mdchte Deutschland davon in Kenntnis set-
zen, dass sie nach Untersuchung der von Thren Behorden er-
teilten Informationen beziiglich der Ubertragung von Woh-
nungsbauforderdarlehen des Landes Hessen auf die Landesbank
Hessen-Thiiringen Girozentrale (,Helaba“) bzw. der dafiir geleis-
teten Vergiitung beschlossen hat, das in Artikel 88 Absatz 2
des EG-Vertrags vorgeschriebene Verfahren zu eroffnen.

. Verfahren

Die Kommission {ibermittelte Deutschland am 12.1.1993 ein
Auskunftsersuchen beziiglich einer Kapitalerhohung von
4 Mrd. DEM bei der Westdeutschen Landesbank Girozentrale
(,WestLB“) durch die Integration der Wohnungsbauférder-
anstalt (,WfA“) sowie dhnlicher Erhohungen von Eigenmitteln
der Landesbanken anderer Bundeslinder. Im Schreiben wurde
gefragt, bei welchen Landesbanken es zur Uberfithrung 6ffent-
licher Fordervermogen gekommen war, sowie um Informatio-
nen zu den diese Transaktionen rechtfertigenden Griinden ge-
beten. Die deutschen Behorden {ibermittelten Antwortschreiben
mit Datum vom 16.3.1993 und 17.9.1993. Weitere Informa-
tionen wurden von der Kommission mit Schreiben vom
10.11.1993 und 13.12.1993 angefordert und von Deutschland
mit Schreiben vom 8.3.1994 iibermittelt.

Mit Schreiben vom 31.5.1994 und 21.12.1994 teilte der Bun-
desverband deutscher Banken e. V. (,BdB“), der Privatbanken
mit Sitz in Deutschland représentiert, der Kommission mit,
dass in mehreren Bundeslindern Kapitaliibertragungen statt-

gefunden hatten und eine mit dem Grundsatz des marktwirt-
schaftlich handelnden Kapitalgebers im Einklang stehende Ver-
glitung hierfiir nicht vereinbart worden sei. Mit dem zweiten
genannten Schreiben legte der BdB dagegen formell Be-
schwerde ein und forderte die Kommission auf, gegen Deutsch-
land ein Verfahren nach Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag (jetzt
Artikel 88 Absatz 2) einzuleiten. Die Beschwerde bezog sich
auf Vermogensiibertragungen in Bayern, Nordrhein-Westfalen,
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg und Berlin zu-
gunsten der Bayerischen Landesbank, Westdeutschen Landes-
bank, der Norddeutschen Landesbank, der Landesbank Schles-
wig-Holstein, der Hamburger Landesbank bzw. der Landesbank
Berlin. Im Februar und Mirz 1995 und Dezember 1996 traten
mehrere einzelne Banken der Beschwerde ihres Verbandes bei.

Der BdB informierte die Kommission tiber zwei weitere Ver-
mogensiibertragungen mit Schreiben vom 6.8.1997 in Schles-
wig-Holstein zugunsten der Landesbank Schleswig-Holstein und
mit Schreiben vom 30.7.1998 in Hessen zugunsten der Landes-
bank Hessen-Thiiringen. Hinsichtlich des zuletzt genannten
Vorgangs erbat die Kommission von Thren Behorden Informa-
tionen mit Schreiben vom 31.7.1998. Ihre Behérden antwor-
teten mit Schreiben vom 2.10.1998, dass es diesbeziiglich zu
diesem Zeitpunkt nur einen Referentenentwurf und weder jetzt
noch zu einem spiteren Zeitpunkt Veranlassung zu begriinde-
ten Bedenken der Kommission gebe.

Die Kommission untersuchte zundchst die Vermdgensiibertra-
gung auf die Westdeutsche Landesbank (,WestLB“), erklarte
aber, dass sie die Ubertragungen auf die anderen Banken im
Lichte der Ergebnisse in der Sache WestLB (%) priifen werde. In
dieser Sache entschied sie schlieflich im Jahr 1999, die Bei-
hilfemafnahme (die Differenz zwischen der gezahlten Ver-
glitung und der marktiiblichen Vergiitung) fir mit dem ge-
meinsamen Markt unvereinbar zu erkldren und die Riickforde-
rung der Beihilfe anzuordnen (°).

Am 1.9.1999 iibermittelte die Kommission Deutschland ein
Auskunftsersuchen, das die Ubertragungen auf die anderen
Landesbanken, darunter auch die Helaba betraf. Die Bundes-
regierung iibersandte daraufhin mit Schreiben vom 8.12.1999
Informationen zur Ubertragung der Wohnungsbauforderdarle-
hen des Landes auf die Helaba, die nach einem weiteren Aus-
kunftsersuchen der Kommission vom 31.10.2000 mit Schrei-
ben der Bundesregierung vom 21.1.2001 ergdnzt wurden.

II. Hintergrund

1. Der potenzielle Beihilfeempfinger

Die Landesbank Hessen-Thiringen Girozentrale (Helaba) mit
Sitz in Frankfurt am Main und Erfurt ist mit einer Konzern-
bilanzsumme von 137 Mrd. EUR (Stichtag 31.12.2001) eine
der groffen Banken Deutschlands. Die Bilanzsumme der Bank
betrdgt knapp 124 Mrd. EUR und damit etwa 90 % der des

(®) ABL C 140 vom 5.5.1998, S. 9.

(®) ABL L 150 vom 23.6.2000, S. 1; es wurden Rechtsmittel eingelegt
durch Deutschland (EuGH; C-376/99), durch Nordrhein-Westfalen
(EuGEL T-233/99) und durch die WestLB (EuGEl; T-228/99); durch
die Kommission wurde ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet
(EuGH; C-209/2000).
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Konzerns. Die Hessische Landesbank entstand 1953 durch den
Zusammenschluss der Hessischen Landesbank Darmstadt (ge-
griindet 1940) sowie der Landeskreditkasse zu Kassel (gegriin-
det 1832). Unter dem Namen ,Landesbank Hessen-Thiiringen
Girozentrale® firmiert die Bank seit dem 1.7.1992. An diesem
Tag trat der Staatsvertrag zwischen den Lindern Hessen und
Thiiringen {iber die Bildung einer gemeinsamen Sparkassen-
organisation in Kraft. Die Bank ist ein Offentlich-rechtliches
Kreditinstitut und fithrt die Rechtsform einer Anstalt des offent-
lichen Rechts. Eigentiimer und Gewihrtrager der Bank sind seit
1.1.2001 der Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thiiringen
zu 85 %, der zuvor alleiniger Eigentiimer und Gewdhrtriger
war, sowie das Land Hessen zu 10 % und das Land Thiiringen
zu 5 %.

Fiir das Jahr 2001 wurde im Geschaftsbericht fiir die Bank ein
Eigenkapital von 4,0 Mrd. EUR ausgewiesen.

Aufgrund ihrer Eigentimerstruktur fungiert die Helaba als
Hausbank des Landes Hessen und des Freistaats Thiiringen so-
wie als Zentralinstitut der hessischen und thiiringischen Spar-
kassen. Knapp ein Drittel der Mitarbeiter der Bank arbeiten
direkt oder indirekt fur das Sparkassengeschift. Ziel der Helaba
ist es, mit ihrem gesamten Beratungs-, Produkt- und Dienst-
leistungsangebot die strategische Position der Sparkassen im
Wettbewerb zu stirken. Dariiber hinaus agiert die Helaba als
Kunden- und marktorientierte Geschiftsbank, die vor allem das
Grofkundengeschift betreibt, sowie als Partner fuir offentliche
Kunden, die Linder und Kommunen bei der Finanzierung und
Realisierung von Investitionsvorhaben unterstiitzt. Uber ihre
Beteiligung an den Landesforderinstituten unterstiitzt die He-
laba wirtschafts- und strukturpolitische Zielsetzungen in Hessen
und Thiiringen mit der Landestreuhandstelle Hessen (LTH) (vor
allem in den Bereichen Wohnraumférderung, kommunale In-
frastruktur, Landwirtschaft und Umwelt), mit einer 50%-Betei-
ligung an der Investitionsbank Hessen (IBH) (vor allem in den
Bereichen Wirtschafts- und Arbeitsmarktforderung sowie Betei-
ligungsfinanzierung an innovativen, kleinen Unternehmen) und
mit einer 50%-Beteiligung an der Thiiringer Aufbaubank (TAB),
die das zentrale Forderinstitut des Freistaats Thiiringen ist.

Der Helaba-Konzern beschiftigte zum 31.12.2001 3 344 Mit-
arbeiter. Die Helaba ist an wichtigen Finanzzentren der Welt
prisent. Neben ihren zwei Hauptsitzen, Frankfurt am Main und
Erfurt, ist sie in Deutschland in Darmstadt, Kassel, Diisseldorf,
Stuttgart und Berlin vertreten. International unterhilt sie Nie-
derlassungen bzw. Tochtergesellschaften in London, New York,
Amsterdam und Dublin. In Luxemburg und Ziirich ist die He-
laba iiber Beteiligungen an der LBLux und LB(Swiss) vertreten,
die sie gemeinsam mit der Bayerischen Landesbank unterhilt.
Dariiber hinaus ist die Helaba in Paris, Briissel, Hongkong und
Madrid mit Reprisentanzen vertreten.

2. Die Einbringung des Sondervermagens ,Wohnungswesen und Zu-
kunftsinvestition“ in die Helaba

Durch Gesetz vom 17.12.1998 hat das Land Hessen ein Son-
dervermogen mit dem Namen ,Wohnungswesen und Zukunfts-
investition“ geschaffen. Das Hessische Ministerium der Finan-

zen wurde darin erméchtigt, dieses ganz oder teilweise als stille
Einlage oder in einer anderen aufsichtsrechtlich anerkannten
Form als Kapitalbeteiligung gegen eine marktgerechte, dem
Sondervermogen verbleibende Vergiitung in ein Kreditinstitut
einzubringen.

Das Sondervermdgen umfasst die Forderungen des Landes aus
den zwischen 1948 und 1998 gewihrten Krediten zur For-
derung des sozialen Wohnungsbaus. Per 31.12.1998 belief
sich der Darlehensbestand auf 7,829 Mrd. DEM (Landesanteil
6,026 Mrd. DEM).

Dieses Sondervermogen ging durch Vertrag vom Dezember
1998 zwischen dem Land Hessen und der Helaba mit Wirkung
zum 31.12.1998 als stille Einlage auf die Helaba iiber. Deren
Barwert wurde von zwei unabhingigen Gutachtern mit
2,473 Mrd. DEM (1,264 Mrd. EUR) ermittelt. Aufsichtsrecht-
lich als Kernkapital stehen der Helaba daraus rund
2,3 Mrd. DEM als Haftungsgrundlage zur Verfigung. Der
Rest der Einlage ist durch die Eigenkapitalunterlegung der For-
derungen des Sondervermdgens selbst gebunden. Eine Liquidi-
tatszufithrung oder ein Ertragszufluss fir die Bank ist mit der
Einbringung des Sondervermdgens als stille Einlage nicht ver-
bunden. Die Riickfliisse (Zinsen und Tilgungen) aus den Woh-
nungsbaudarlehen kommen nicht der Bank zugute, sondern
stehen dem Sondervermdgen zu und sind weiterhin revolvie-
rend fiir Forderzwecke einzusetzen.

Die Einbringung des Sondervermdgens in die Helaba ist im
Zusammenhang mit dem Bestreben des Landes zu sehen, sein
forder- und strukturpolitisches Instrumentarium insgesamt zu
straffen und effizienter zu gestalten. Das Land hat sich dafiir
entschieden, das Wohnungsbauvermogen ungeteilt zu erhalten,
die Riickfliisse weiterhin zu Forderzwecken im Bereich des
Wohnungsbaus und der Wirtschaftsférderung zu verwenden,
die Verwaltung des Vermdogens so effektiv und kostengiinstig
wie moglich zu organisieren und durch sonstige Nutzbarma-
chung des Forderungsbestandes zusitzliche Einnahmen zu ge-
nerieren.

Das Land hat erwogen, den Wohnungsbauforderungsbestand
auszuschreiben und meistbietend zum Barwert an Private zu
verdufSern, davon jedoch abgesehen, weil dies dem Interesse des
Landes widersprochen hitte, das Sondervermégen als durch
Forderungsriickfliisse und Ertrdge gespeistes Landesvermogen
zu erhalten und die Forderpolitik zu verstetigen.

Zwar hitte die Zerlegung des Sondervermdgens in Tranchen
den Vorteil gehabt, dass sich der Kreis moglicher Bankpartner
fur das Land vergrofert hitte, da der Kreis potenzieller Interes-
senten fir einen Vermogenswert von rund 2,5 Mrd. DEM von
vorneherein eng limitiert ist. Dagegen sprach jedoch, dass sich
das Sondervermogen als revolvierender Fonds aus den Riick-
fliissen der ausgereichten Darlehen refinanziert und insofern
eine Einheit darstellt. Die periodische Wertermittlung der auf
einzelne Institute entfallende Tranchen hitte einen betricht-
lichen Aufwand verursacht. Das Land hitte zudem bei Schwer-
punktverlagerungen innerhalb der verschiedenen Forderzwecke
an Flexibilitit eingebiifst.
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Im Rahmen dieser ordnungspolitischen Gestaltungsvorgaben
hat lediglich die Helaba angeboten, den gesamten Forderungs-
bestand mit einem Gesamtvolumen von 2,473 Mrd. DEM als
Einlage aufzunehmen und zu verwalten. Fiir eine Ubertragung
auf die Helaba sprach auch, dass diese bereits seit 1953 als
rechtlich unselbststindigen Geschiftsbereich die Landestreu-
handstellen (LTH) verwaltete und Forderprogramme treuhdnde-
risch abwickelte. Die Helaba ist nach dem Staatsvertrag und
ihrer Satzung gehalten, bei ihrer Geschiftspolitik allgemeinwirt-
schaftliche Grundsdtze zu beachten. Diese drei Faktoren haben
dem Land die Uberzeugung vermittelt, dass die Helaba am
besten als Bankpartner des Landes fur die Verwirklichung der
Zielsetzungen des Sondervermogensgesetzes geeignet ist.

Gemif$ [...] (*) nach § 10 Abs. 4 KWG {iibertrug das Land das
Sondervermogen in Form einer Innengesellschaft als ,stille Ver-
mogenseinlage” auf die Bank. Dies bedeutet, dass das Land mit
der Helaba eine stille Gesellschaft gemdfl §§ 230 ff. des Han-
delsgesetzbuches begriindet hat, also eine Personengesellschaft,
bei der sich der stille Gesellschafter am Handelsgewerbe eines
anderen kapitalmifig in der Weise beteiligt, dass die Einlage in
das Vermogen des titigen Gesellschafters ibergeht.

Gemafs [...] (*) ist die Einlage zu dem Zweck erbracht worden,
,bei der Bank permanent als haftendes Eigenkapital, und zwar
in der Form des Kernkapitals, im Sinne des § 10 Absitze 2 und
2a Satz 1 sowie Absatz 4 KWG, ferner unter Beriicksichtigung
der vom Basler Ausschuss fiir Bankenaufsicht (Bank fiir Interna-
tionalen Zahlungsausgleich) am 27.10.1998 formulierten An-
forderungen zu dienen*.

Fiir die Zurechnung einer stillen Einlage zum haftenden Eigen-
kapital von Kreditinstituten nach § 10 Abs. 4 KWG ist ins-
besondere erforderlich, dass diese bis zur vollen Héhe am Ver-
lust teilnimmt und im Falle des Konkurses oder der Liquidation
des Instituts erst nach Befriedigung aller Gldubiger zuriick-
zuzahlen ist. Mit der vereinbarten Unkiindbarkeit der stillen
Einlage durch das Land Hessen fillt diese nicht in die vom
Basler Ausschuss festgelegte 15%-Grenze fiir innovative Finanz-
instrumente, sondern ist vollumfinglich als haftendes Eigen-
kapital anerkannt.

Die Alternative, das Wohnungsbauvermogen nicht als stille
Einlage, sondern als Stammbkapital einzubringen, hat das Land
nicht verfolgt, weil es sich zum damaligen Zeitpunkt nicht als
unmittelbarer Anteilseigner und Gewahrtriger engagieren woll-
te.

M. Die Ubertragung als potenzielle Beihilfemafnahme

1. Kapitalanforderungen nach der Eigenmittelrichtlinie

Nach der Richtlinie 89/647/EWG des Rates iiber einen Solva-
bilitdtskoeffizienten fiir Kreditinstitute (‘%) (im folgenden ,Solva-
bilitdtsrichtlinie) und der Richtlinie 89/299/EWG des Rates
tiber die Eigenmittel von Kreditinstituten (') (im folgenden |, Ei-
genmittelrichtlinie), gemdf denen das Kreditwesengesetz
(-KWG*) novelliert wurde, haben die Banken iiber haftendes
Kapital in Hohe von 8 % ihrer risikogewichteten Aktiva zu

(*) Vertrauliche Informationen.
(1% ABL L 386 vom 30.12.1989.
(') ABL L 124 vom 5.5.1989.

verfiigen. Mindestens 4 Prozentpunkte hiervon miissen soge-
nanntes Kernkapital (,Klasse-1“-Kapital) darstellen, welches Ka-
pitalbestandteile umfafst, die dem Kreditinstitut unbeschrinkt
und unmittelbar zur Verfigung stehen, um Risiken oder Ver-
luste zu decken, sobald sich diese ergeben. Das Kernkapital ist
fur die Gesamtausstattung einer Bank mit Eigenmitteln im auf-
sichtsrechtlichen Sinne von entscheidender Bedeutung, weil Er-
gianzungskapital (,Klasse-2“-Kapital) nur in Hohe des vorhande-
nen Kernkapitals zur Unterlegung risikotragender Geschifte ei-
ner Bank anerkannt wird.

Zum 30.6.1993 hatten die deutschen Banken ihre Ausstattung
mit haftendem Kapital an die neuen Anforderungen gemif der
Solvabilititsrichtlinie und der Eigenmittelrichtlinie anzupas-
sen (1?). Bereits vor der Umsetzung der Solvabilititsrichtlinie
in deutsches Recht waren viele Landesbanken verhiltnismifig
schwach mit haftendem Kapital ausgestattet. Fir die betroffe-
nen Kreditinstitute war es daher dringend notwendig, die Ei-
genkapitalbasis zu stirken, um eine Beschrinkung ihrer Unter-
nehmensexpansion zu verhindern oder wenigstens ihr beste-
hendes Geschiftsvolumen beibehalten zu konnen. Wegen der
angespannten Haushaltslage konnten die offentlichen Anteils-
eigner jedoch kein frisches Kapital zufithren, wollten anderer-
seits aber auch nicht privatisieren und zusitzliches Kapital iiber
die Kapitalmirkte finanzieren. So beschloss man in mehreren
Bundeslindern, Vermdgens- bzw. Kapitalibertragungen vor-
zunehmen, z. B. im Falle der WestLB das Vermogen der Woh-
nungsbauférderungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen
(WFAY).

Die Vermoégensiibertragung auf die Helaba durch das Land
Hessen steht mit diesen sonstigen Ubertragungen von Férder-
vermogen auf Landesbanken, die Gegenstand anderer Priifver-
fahren durch die Kommission waren/sind, nicht unmittelbar in
Zusammenhang. Allerdings dienten diese auch dem Land Hes-
sen in gewissem Mafle als Vorbild, auch wenn bei der Ver-
mogensiibertragung auf die Helaba die inzwischen fortgeschrit-
tene Entwicklung des Kapitalmarkts und des bankaufsichtlichen
Regelwerks in Richtung einer verstirkten Verwendung und An-
erkennung hybrider bzw. innovativer Eigenkapitalinstrumente
Beriicksichtigung fand. Diese neuen Eigenkapitalinstrumente,
die in der ersten Hilfte der 90er Jahre in Deutschland noch
nicht in dieser Form zur Verfiigung standen bzw. aufsichts-
rechtlich beriicksichtigungsfahig waren, zeichnen sich durch
eine z. T. erheblich geringere Risikoprimie als fiir klassisches
Stammkapital sowie durch die steuerrechtliche Behandlung als
Fremdkapital aus. Mit deren bankaufsichtlichen Anerkennung
sowohl in Deutschland als auch international — trotz z.T.
unterschiedlicher Kriterien — fanden diese daher rasch Verbrei-
tung.

2. Auswirkungen der Ubertragung auf die Eigenkapitalausstattung
der Helaba

Der Umfang der Geschifte eines Kreditinstituts ist stark von der
Eigenkapitalhohe abhingig. Diese erhéhte sich durch die Uber-
tragung des Sondervermdgens auf die Helaba in nicht zu ver-
nachldssigendem Ausmafs.

(%) Nach der Solvabilititsrichtlinie haben Kreditinstitute Eigenmittel in
Hohe von mindestens 8 % ihrer risikogewichteten Aktiva zu besit-
zen, wihrend nach der alten deutschen Regelung eine Quote von
5,6 % verlangt war; allerdings beruhte diese Quote auf einer Eigen-
mitteldefinition, die enger war als die seit Inkrafttreten der Eigen-
mittelrichtlinie geltende.
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Vor Ubertragung auf die Helaba wurden die Férderdarlehen
von zwei unabhingigen Gutachtern mit 2,473 Mrd. DEM
(1,264 Mrd. EUR) bewertet. Das Sondervermdgen wurde mit
Wirkung zum 31.12.1998 als stille Einlage eingebracht. Das
zur Unterlegung des Wettbewerbsgeschifts verfiigbare, vom
BAKred aufsichtsrechtlich anerkannte Kernkapital erhohte sich
somit um ca. 2,3 Mrd. DEM [...] (*). Im Zuge der Kapitaliiber-
tragung erhohte sich gemifl den Angaben Ihrer Behorden die
an das BAKred gemeldete Kernkapitalquote nach der Baseler
Figenkapital-Ubereinkunft von [...] ()% (31.12.1997) auf
[..](M% (31.12.1998) und die Eigenmittelquote von
[.]()% (31.12.1997) auf [...] (*) % (31.12.1998).

Nach Zufuhr der Mittel erhohte sich damit die Moglichkeit der
Geschiftsausdehnung  mit 100 % Risiko-Aktiva um ca.
28 Mrd. DEM. In Wirklichkeit kann durch eine Erhohung
der Eigenmittel um 2,3 Mrd. DEM das zulissige Kreditvolu-
men aber weitaus stirker ausgeweitet werden, da die Aktiva
einer Bank normalerweise nicht mit durchschnittlich 100 %
Risiko behaftet sind.

Da die Erhohung des Kernkapitals der Helaba die Moglichkeit
verschaffte, weiteres Ergdnzungskapital aufzunehmen, vergro-
Berte sich ihre tatsichliche Kreditvergabekapazitit indirekt
noch stirker.

3. Vergiitung fiir die iibertragenen Eigenmittel

Fir die nach Auffassung Threr Behorden ausschlieflich beste-
hende so genannte Haftungsfunktion des eingebrachten Ver-
mogens bezahlt die Helaba an das Land eine Vergiitung von
1,4 % p.a. zuziglich der damit verbundenen Gewerbesteuer
auf den durch die Bank nutzbaren Teil des Sondervermogens,
insgesamt also 1,66 %. Dabei ist vereinbart, dass die Vergiitung
in den ersten vier Jahren (1998 bis 2002) nicht auf den vollen
Vermogenswert, sondern auf fest vereinbarte, in jdhrlichen
Schritten ansteigende Tranchen entrichtet wird. Die Zahlungs-
pflicht besteht unabhingig davon, ob die stille Einlage zur
Unterlegung des Wettbewerbsgeschifts oder von Geschift im
Rahmen des offentlichen Auftrags benutzt wird, oder ob das
zugefiihrte Kapital iiberhaupt fiir Solvabilititszwecke eingesetzt
wird.

Zahlreiche Banken haben nach Angaben IThrer Behorden davon
Gebrauch gemacht, ihre Eigenkapitalbasis durch innovative In-
strumente zu stirken. Deutsche Institute haben dazu vor allem
das Instrument der stillen Einlage gewihlt. Bei der rechtlichen
Ausgestaltung und der Vereinbarung der Vergiitung hat sich
das Land an vergleichbare Transaktionen privater Kreditinsti-
tute angelehnt. So haben nach Angaben Threr Behorden 1998
beispielsweise die SGZ-Bank ein Haftungsentgelt von 1,2 %
p.-a. und die HypoVereinsbank Luxemburg ein solches von
1,6 % p.a. sowie 1999 die Dresdner Capital LLC ein solches
von 1,65 %, die HypoVereinsbank Luxemburg ein solches von
1,25 % p. a. und fiir ein sog. Perpetual die Deutsche Bank ein
solches von 1,85 % p. a. iiber dem jeweiligen Referenzzinssatz
vereinbart. Nach Angaben Threr Behorden werden hierbei sicht-
bar werdende Unterschiede vor allem durch unterschiedliche
Ratings hervorgerufen. Dariiber hinaus haben die Sparkassen
in Hessen und Thiiringen der Helaba mit Wirkung vom

(*) Vertrauliche Informationen.

5.12.1997 eine stille Einlage gewahrt, wobei deren Vergiitung
bei 1,2 % p. a. iiber dem Referenzzinssatz liegt.

Fir die vom Land in die Helaba eingebrachte stille Einlage
wurde eine Vergiitung von 1,4 % vereinbart, obwohl kein an-
deres Institut dem Land angeboten hat, eine Einlage dieser
Grofenordnung zu ibernehmen, um die Pramisse des Landes
einer ungeteilten Erhaltung des Wohnungsbauvermogens zu
erfilllen. Die Helaba hitte nach Angaben Ihrer Behorden keine
stille Einlage im Volumen von etwa 2,5 Mrd. DEM in einem
Schritt aufgenommen, da dieser Betrag ihren Eigenmittelbedarf
mehrerer Jahre deckt; vielmehr hitte sie den Kapitalmarkt wie-
derholt in Anspruch genommen. Trotz dieser die Helaba belas-
tenden Effekte wurde kein Abschlag auf den Vergiitungssatz
von 1,4 % vereinbart. Das Land und die Helaba verstindigten
sich als Ubergangslosung auf eine stufenweise Inanspruch-
nahme und Vergiitung der stillen Einlage. [...] (*) [...] (*) So-
mit ergeben sich jihrlich ansteigende Zahlungsverpflichtungen
bis zu einer Hohe von ca. [...] () DEM ab 2003. Zusitzlich
zur Vergiitung der stillen Einlage hat die Bank die Refinanzie-
rungskosten der Kreditvergabe zu tragen.

Fir die Helaba ist die gezahlte Vergiitung als Betriebsausgabe
steuerlich abzugsfihig. Auf die Vergiitung von 1,4 % hat sie
hingegen zusitzlich Gewerbesteuer, der das Land Hessen nicht
unterliegt, zu entrichten, so dass sich eine Gesamtbelastung
von 1,66 % (vor Steuern) ergibt. Stille Einlagen stellen nur in
der bankaufsichtlichen Solvabilititsrechnung Eigenkapital dar,
wahrend sie gesellschafts- und steuerrechtlich als Fremdkapital
behandelt werden.

Die Vergiitung von 1,4 % p. a. setzt sich nach Angaben Threr
Behorden zusammen aus der Vergiitung fiir die Haftungsfunk-
tion von 1,2 % p.a. und einem Aufschlag von 0,2 % fur die
Permanenz der Einlage und das einseitige Kiindigungsrecht der
Bank.

Nach Angaben Threr Behorden wurde ein Vergiitungszuschlag
fur die Ausweitung der Eigenkapitalbasis, unabhingig von der
tatsachlichen Inanspruchnahme fur die Erfullung der Solvabili-
titsnormen, nicht vereinbart, und wire nach deren Auffassung
auch nicht gerechtfertigt, weil die Bank iber eine einwandfreie
Bonitdt verfiigt.

Die Kommission bemerkt bereits an dieser Stelle, dass fiir die
Beurteilung der angemessenen Vergiitung nicht die Tatsache
maflgeblich ist, ob das zugefiihrte Eigenkapital fiir die Erfiillung
der Solvabilititsrichtlinie ausschlaggebend war oder nicht. Maf3-
geblich ist vielmehr auf die Nutzbarkeit der tibertragenen Mittel
zur Ausweitung des Wettbewerbsgeschifts abzustellen. An der
Nutzbarkeit dndert die Tatsache nichts, dass die Helaba den
Angaben Threr Behorden zufolge auch ohne die Bildung der
stillen Einlage durch das Land oder auf andere Weise in der
Lage gewesen wire, den gesetzlichen Anforderungen der ein-
gangs erwahnten EU-Eigenmittelrichtlinie zu geniigen. Denn
die Ubererfiillung der gesetzlichen Mindestanforderungen wirkt
sich gerade dadurch aus, dass die Bank weitere Kredite ver-
geben kann und damit ihre Geschiftstitigkeit weiter als ohne
diese Einbringung ausweiten kann.
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IV. Vorliufige Wiirdigung der potenziellen BeihilfemaR3-
nahme

1. Neue Mafnahme

Die Kommission merkt im Rahmen ihrer vorldufigen Beurtei-
lung an, dass es sich bei der Malnahme um eine neue Maf-
nahme zu handeln scheint und dass, sofern staatliche Beihilfen
involviert sind, Deutschland nicht seine Verpflichtung erfullt
hat, gemafl Artikel 88 Absatz 3 letzter Satz des EG-Vertrags
solch eine neue Mafnahme anzumelden. Die Maflnahme datiert
weder aus der Zeit vor dem Beitritt Deutschlands zur Gemein-
schaft, noch wurde sie genehmigt oder als genehmigt angese-
hen, ist nicht verjihrt und war — nach der Beurteilung der
Kommission in diesem Stadium — eine staatliche Beihilfe
(siche unten) zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens.

Nach Angaben der Bundesregierung wurde die potenzielle Bei-
hilfe zum 31.12.1998 gewihrt. Die jetzige Eroffnung des Ver-
fahrens ist eine weitere Malinahme der Kommission (ebenso
wie ein weiteres Ersuchen der Kommission um eine Mafinahme
Deutschlands) im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
659/1999 (%), Artikel 15 Absatz 2. Als solche bestitigt sie
vorangegangene Mafnahmen einschlieflich derjenigen, die in
dieser Eroffnungsentscheidung beschrieben sind, wie das
Schreiben der Kommission vom 1.9.1999 sowie die abschlie-
Bende Entscheidung im Fall ,WestLB“ (ABl. L 150 vom
23.6.2000, S. 1). Die Beihilfe unterliegt nicht der Verjahrungs-
frist.

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die deutschen
Behorden die Kommission wiederholt sowohl miindlich wie
auch schriftlich gebeten haben (so z.B. in dem Schreiben
vom 8.12.1999 zur Ubermittlung detaillierter Informationen
iiber alle betroffenen Landesbanken in Antwort auf das Aus-
kunftsersuchen der Kommission vom 1.9.1999), die endgiiltige
Klarung der Streitfragen in der WestLB-Entscheidung durch die
europdischen Gerichte abzuwarten, bevor die Kommission die
dort entwickelte Methodik auf die anderen sechs Fille von
Ubertragungen auf Landesbanken anwenden wiirde. Angesichts
dessen konnten sich die deutschen Behorden oder die betrof-
fenen Landesbanken in keiner Weise darauf berufen, dass eine
eventuelle Riickforderung von Beihilfen zugunsten dieser Lan-
desbanken verjahrt sei, ohne dass sie sich in Widerspruch zu
ihrem eigenen vorhergehenden Verhalten setzen wiirden.

Die Kommission geht im Rahmen ihrer vorldufigen Beurteilung
davon aus, dass es sich bei den potenziellen Beihilfen um Ein-
zelbeihilfen im Sinne von Artikel 1 Buchstabe €) der Verord-
nung (EG) Nr. 659/1999 und nicht um eine Beihilferegelung
im Sinne von Artikel 1 Buchstabe d) der Verordnung (EG) Nr.
659/1999 handelt. Gegen die aufschiebende Wirkung des Ar-
tikels 88 Absatz 3 letzter Satz, des EG-Vertrags wurde daher —
sofern Beihilfen vorliegen — zum Zeitpunkt der Gewihrung
verstofen. Entscheidend ist der Zeitpunkt der Gewihrung von
Beihilfen, nicht der Zahlung. Ferner bezieht sich die Argumen-
tation Deutschlands, dass es sich bei den Mafnahmen nicht um
Beihilfen handelt, nicht auf die Frage der Selektivitit, sondern
auf das Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden Kapital-
gebers, das eine komplexe okonomische Analyse beinhaltet,
bei dem ein gewisser Beurteilungsspielraum besteht. Ein solche
Argumentation kann zum Zeitpunkt der Gewahrung nicht die

(*}) ABL L 83 vom 27.3.1999, S. 1.

Grundlage fur eine Annahme Deutschlands oder der Helaba
gebildet haben, dass die Kommission — mit oder ohne Eroff-
nung des Verfahrens nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag —
niemals eine diesbeziigliche Entscheidung treffen wiirde. Aus
jedem dieser Griinde fiigt diese Eroffnungsentscheidung, die
nicht die abschliefende Entscheidung zu diesen Fragen vorweg-
nimmt, Artikel 88 Absatz 3 letzter Satz des EG-Vertrags nichts
hinzu und entfaltet keine unabhingigen rechtlichen Wirkun-
gen.

2. Der Grundsatz des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers

Mit oben beschriebener Vermogensiibertragung entschied sich
das Land Hessen fiir eine Methode der Kapitalerhchung, deren
Grundkonzept darin bestand, der Helaba offentliches Forderver-
mogen zur Stirkung von deren Eigenkapitalbasis zuzufiihren.
Zugleich sollte das neugebildete Fordervermogen weiterhin
dem sozialen Wohnungsbau dienen. Dies dndert aber nichts
an der Tatsache, dass das innerhalb des gemeinniitzigen Insti-
tuts vorhandene Kapital bzw. Vermogen aufsichtsrechtlich
anerkannt war, fiir Haftungszwecke der im Wettbewerb mit
anderen Kreditinstituten stehenden Helaba eingesetzt zu wer-
den, sodass dieser damit die Moglichkeit zur Geschiftsausdeh-
nung erdffnet wurde.

Der EG-Vertrag — Artikel 295 — a8t die Eigentumsordnung
in den Mitgliedstaaten unberiihrt. An sich begriindet daher der
blofe Umstand, dass sich Unternehmen im Eigentum der of-
fentlichen Hand befinden und ihnen durch diese Mittel zuge-
fihrt werden, keine staatliche Beihilfe. Lediglich wenn diesem
offentlichen Unternehmen staatliche Mittel zu Bedingungen zur
Verfugung gestellt werden, die es unter normalen Marktbedin-
gungen nicht erhalten hitte, liegt eine Begiinstigung durch die
Zufuhr von staatlichen Mitteln vor.

Gemifl des Grundsatzes des marktwirtschaftlich handelnden
Kapitalgebers sind keine Beihilfeelemente vorhanden, wenn
Mittel bereitgestellt werden unter ,Bedingungen, zu denen ein
privater Kapitalgeber, der unter normalen marktwirtschaftli-
chen Bedingungen handelt, bereit wire, einem privaten Unter-
nehmen Mittel zu iiberlassen” (14).

Insbesondere ist eine Mittelbereitstellung fiir einen marktwirt-
schaftlich handelnden Anteilseigner als nicht annehmbar zu
betrachten, wenn innerhalb einer angemessenen Zeitspanne
keine fur eine solche Investition unter normalen Marktbedin-
gungen iibliche Verzinsung zu erwarten ist. Zu priifen ist aber
vornehmlich aus der Sichtweise des Empfangers, ob die Helaba
durch den Transfer und die dafiir geleistete Vergiitung bzw.
Verzinsung eine wirtschaftliche Vergtinstigung erhalt, die unter
normalen Marktbedingungen nicht erhiltlich gewesen wire (1°).
Sollte die bezahlte Vergiitung unterhalb derjenigen Vergiitung
liegen, die ein unter normalen Marktbedingungen titiger Kapi-
talgeber verlangt hitte, so stellt die Differenz zwischen der
gezahlten Vergiitung/Verzinsung und der unter normalen
Marktbedingungen tiblichen Vergiitung fiir die erhaltenen Ka-
pitalmittel eine staatliche Beihilfe dar, die durch die Begiins-
tigung der Helaba den Wettbewerb verfilscht oder zu verfil-
schen droht und den Handel zwischen den Mitgliedstaaten be-
eintrachtigt.

(" ABL C 307 vom 13.11.1993, S. 3, Ziffer 11.
(*%) Rs. C-39/94, SFEL Slg. 1996, 1-3547, Radnr. 60.
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Die Vergiitung, die seitens der Helaba die zugefiihrten Mittel im
bekannten Zeitraum tatsichlich bezahlt wurde, erscheint im
Verhiltnis zu der hierdurch erméglichten Geschiftsausdehnung
als zu gering. Es handelte sich um eine Vergiitung von 1,4 %
fir die von IThren Behorden sogenannte ,Haftungsfunktion® auf
einen in den beschriebenen jihrlichen Schritten ansteigenden
Teilbetrag der stillen Einlage. Dabei wird nach Ansicht Threr
Behorden angemessen beriicksichtigt, dass die [...] (*) ohne
Liquiditdt zur Verfugung gestellt wurde. Hinzu kommt die
von der Helaba zu bezahlende Gewerbesteuer von 0,26 % p. a.,

was zu einer Gesamtbelastung der Helaba von 1,66 % p.a.
tihrt.

Die Kommission zweifelt daran, dass eine angemessene Ver-
giitung fiir die Mittelzufuhr des Landes in einer durchschnitt-
lichen Zahlung durch die Helaba von 1,66 % p.a. gesehen
werden kann:

— Zum einen lag der langfristige risikofreie Satz (Bundesanlei-
hen mit 10 Jahren Laufzeit) Ende 1998 bei ca. 4 % (*°).
Nimmt man diesen als vorldufigen Ausgangspunkt und be-
zieht ihn auf die rund 2,47 Mrd. DEM Eigenkapitalerho-
hung, kann von einer angemessenen Vergiitung selbst ohne
Risikoaufschlag nicht ausgegangen werden (V). Grundsitz-
lich muss aber ein fiir eine solche Investition mit Eigen-
kapitalcharakter marktiiblicher Risikoaufschlag vorgenom-
men werden. Eine Berechnung des fir diese Investition
fur den relevanten Zeitpunkt sachgerechten Aufschlags
kann aufgrund mangelnder Information derzeit nicht vor-
genommen werden.

— Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Vergiitung ist
ferner zu berticksichtigen, ob die Kapitalzufuhr einer Bank
Liquiditdt zur Ausweitung ihres Kreditgeschifts verschafft.
Es ist zwar richtig, dass dies hier nicht der Fall ist, weil die
als stille Einlage eingebrachten Wohnungsbaudarlehen in
gleicher Weise wie vor Einbringung fir Zwecke des sozia-
len Wohnungsbaus eingesetzt werden miissen. Damit kann
die Helaba die tibertragenen Mittel nicht unmittelbar fur ihr
Kreditgeschift nutzen. Auch unabhingig vom Vorhanden-
sein liquider Mittel ist der Umfang der Geschifte eines
Kreditinstituts stark von der Eigenkapitalhohe abhingig.
Fiir die Beurteilung der angemessenen Vergiitung ist der
Vorteil der breiteren Eigenmittelbasis von erheblicher Be-
deutung. Dieser Vorteil liegt darin, dass die Kreditver-
gabekapazitit der Helaba erhoht wurde (Geschiftsauswei-
tungsfunktion des Eigenkapitals). Um die Geschiftsauswei-
tung tatsichlich vornehmen zu kénnen, muss die Helaba
das zusdtzliche Kreditvolumen auf dem Kapitalmarkt in
voller Hohe refinanzieren, sodass das Land nicht die gleiche
Rendite wie ein Geber von liquidem Kapital erwarten kann.
Es erscheint daher ein entsprechender Abschlag sachge-
recht (18).

— Trotz dieser Besonderheit aber hat das Land dadurch, dass
es der Helaba fiir ihr kommerzielles, wettbewerbsorientier-
tes Kreditgeschift eine signifikant groere Kapitalbasis ver-

(*) Vertrauliche Informationen.
(%) Helaba, Geschiftsbericht 1998, S. 15.

(") Fiir eine genauere Bestimmung des risikolosen Zinssatzes als Basis-
grofe fehlen noch Angaben.

('$) Siehe auch Entscheidung der Kommission in der Sache WestLB,
ABL. L 150 vom 23.6.2000, S. 30.

schaffte, die Bank in eine Position gebracht, die es ihr
moglich machte, das wettbewerbliche Bankgeschift aus-
zuweiten und zusitzliche Gewinne zu erzielen. Ferner ist
von Bedeutung, dass der Umfang der Eigenmittel eines Kre-
ditinstituts fiir die Geldgeber ein Indikator fiir Soliditat ist.
Unter normalen Marktbedingungen ist die Einbringung von
Kapital daher entsprechend dessen Wert unter Beriicksich-
tigung seiner Funktion und des eingegangenen Risikos zu
vergiiten.

Zweifelhaft ist insbesondere, ob die fiir die stille Einlage
vereinbarte Grund-Vergiitung von 1,2% p.a. innerhalb
des Korridors liegt, der bei vergleichbaren stillen Einlagen
am Markt vereinbart worden ist/wire. Zweifel bestehen
auch deshalb, weil sowohl das absolute Volumen von
[...](* Mrd. DEM als auch die durch die stille Einlage
offenbar erfolgte prozentuale Steigerung der Kernkapital-
quote um ca. 70 % (nach Angaben Threr Behorden von
[...] ()% Ende 1997 auf [...] (*) % Ende 1998) erheblich
iiber dem bei stillen Einlagen am Markt sonst Ublichen zu
liegen scheint. Aus dieser Erwigung heraus konnte bereits
eine hohere Vergiitung als marktiiblich erscheinen.

Zweifelhaft ist ferner, ob der Zuschlag von 0,2 % p. a. auf
die Grundvergiitung, der wegen der Besonderheiten der
vorliegenden stillen Einlage, nimlich der Dauerhaftigkeit
der Einlage und des Verzichts des Landes Hessen auf ein
Kiindigungsrecht, vereinbart worden ist, als marktiiblich
und damit als ausreichend hoch angesehen werden kann.
Fraglich ist auch, ob es gerechtfertigt war, dass ein Ver-
giitungszuschlag fur die Ausweitung der Eigenkapitalbasis,
unabhingig von der tatsichlichen Inanspruchnahme fir die
Erfullung der Solvabilititsnormen, nicht vereinbart wurde,
auch wenn die Bank — schon aufgrund der noch bestehen-
den staatlichen Haftungen — tiber eine einwandfreie Boni-
tat verfiigt.

Zweifel bestehen im iibrigen, ob — wie von Thren Behor-
den geltend gemacht — die von der Helaba zu zahlende
Gewerbesteuer von 0,26 % p. a. als weiterer Bestandteil der
Vergiitung fir das Land Hessen angesehen werden kann
oder vielmehr eine normale Belastung darstellt, die von
jedem Unternehmen in einer vergleichbaren Situation zu
tragen gewesen wire.

Ferner ist zu priifen, ob ein marktwirtschaftlich handelnder
Kapitalgeber in einer vergleichbaren Situation sich darauf
eingelassen hitte, die Vergiitung fur die stille Einlage in den
ersten Jahren auf die beschriebenen Teilbetrige zu be-
schrinken und nicht von Anfang an von der Helaba eine
Vergiitung fiir die Nutzbarkeit der gesamten stillen Einlage
zu verlangen. Zu priifen ist unabhingig davon, ob sich fiir
die Helaba aus dem nicht vergiiteten Teil der stillen Einlage
weitere Vorteile ergeben, insbesondere eine Verbesserung
der allgemeinen Bonitit der Helaba. Denn die stille Einlage
steht von Anfang an in voller Hohe fiir Haftungszwecke zur
Verfiigung.
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— Unabhingig davon bestehen ernsthafte Zweifel, ob die Tat-
sache, dass die stille Einlage des Landes Hessen der Helaba
unmittelbar keine fiir ihr Wettbewerbsgeschift nutzbaren
liquiden Mittel verschafft hat, es rechtfertigen kann, von
der fiir eine ansonsten vergleichbare, aber liquide stille Ein-
lage marktiiblichen Vergiitung die gesamten Bruttorefinan-
zierungskosten bzw. den gesamten Referenzzinssatz in Ab-
zug zu bringen. Dabei ist ndmlich zu beriicksichtigen, dass
die Kosten fiir die Refinanzierung von der Helaba letztlich
nicht in voller Hohe selbst zu tragen sind, sondern steuer-
lich abzugsfahig sind.

Unter diesen Umstinden bestehen ernsthafte Bedenken, ob das
Land Hessen fiir die Ubertragung von rund 2,47 Mrd. DEM
sozialgebundenen [...] (*), das der Helaba fast vollstindig als
haftende Kapitalbasis zur Ausweitung ihres wettbewerblichen
Kreditgeschifts zur Verfugung stand und sie gegeniiber ihren
Wettbewerbern in eine vorteilhafte Position brachte, eine
marktiibliche Vergiitung/Verzinsung erhalten hat.

Um die angemessene Vergiitung fiir die vom Land Hessen in
die Helaba eingebrachte stille Einlage zu ermitteln, untersucht
die Kommission sowohl den wirtschaftlichen Vorteil fur die
Helaba durch die stille Einlage, insbesondere aus der beschrie-
benen Geschiftsausweitungs- und Haftungsfunktion des zusitz-
lichen Eigenkapitals, als auch die Kosten, zu denen sich die
Helaba diesen Vorteil unter normalen Marktbedingungen hitte
verschaffen konnen.

Im Hinblick auf die Berechnung einer Vergiitung auf der
Grundlage des Prinzips des marktwirtschaftlich handelnden Ka-
pitalgebers beabsichtigt die Kommission in diesem Stadium,
unter Berticksichtigung der besonderen Umstinde des vorlie-
genden Falles, sich an der Methodik der Entscheidung
,WestLB“ (1) vom 8.7.1999 zu orientieren. Entsprechend dieser
Methodik wird die angemessene Vergiitung (vor Investorensteu-
ern) fir das Kapital, das zur Unterlegung des Wettbewerbs-
geschifts benutzt werden kann, ausgehend von der marktmafSi-
gen Vergiitung (vor Investorensteuern) fiir liquide, gewdhnliche
Stammkapitalinvestitionen (gleich dem Referenzzinssatz fir ri-
sikolose, langfristige Investitionen zuziiglich einer angemesse-
nen Risikopramie) berechnet. Ausgehend davon erfolgt ein
Aufschlag oder Abzug, um die besonderen Eigenarten der in
Frage stehenden Mafinahme zu beriicksichtigen (vor Investo-
rensteuern). Um den Liquiditdtsnachteil aus der betreffenden
nicht liquiden Stammkapitalinvestition zu beriicksichtigen, wer-
den iiberdies die Netto-Refinanzierungskosten (Brutto-Refinan-
zierungskosten abziiglich anwendbarer Steuern, insbesondere
Korperschaftsteuer) hiervon in Abzug gebracht.

3. Verfalschung des Wettbewerbs und Beeintrichtigung des Handels
zwischen den Mitgliedstaaten

Die begiinstigte Helaba ist, wie oben beschrieben, in ihren
wichtigsten Sparten auf regionaler, aber auch auf nationaler,
europdischer und aufSereuropiischer Ebene titig.

Der Finanzdienstleistungssektor insgesamt ist durch eine zu-
nehmende Integration gekennzeichnet, und in wesentlichen
Teilbereichen ist der Binnenmarkt verwirklicht. Es herrscht star-
ker Wettbewerb zwischen Finanzinstituten verschiedener Mit-
gliedstaaten, der sich mit der Einfilhrung der einheitlichen

(*) Vertrauliche Informationen.
(1% ABL 150 vom 23.6.2000, S. 1.

Wihrung weiter verstirkt. Nach derzeitigem Informationsstand
ist wahrscheinlich, dass die Kapitalerhohung Elemente einer
staatlichen Beihilfe enthilt, durch die ein Marktteilnehmer ge-
geniiber aktuellen und potenziellen Wettbewerbern auch aus
anderen Mitgliedstaaten begiinstigt wurde bzw. wird. Somit
ist auch davon auszugehen, dass der Wettbewerb verfilscht
wird — bzw. droht, verfilscht zu werden — und der Handel
zwischen den Mitgliedstaaten beeintrachtigt wird. Infolgedessen
ist die Manahme wahrscheinlich eine staatliche Beihilfe gemifS
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag.

4. Vereinbarkeit gemdf Artikel 87 und 86 EG-Vertrag

Artikel 87 des EG-Vertrags raumt Ausnahmen von dem Grund-
satz der Unvereinbarkeit von staatlichen Beihilfen mit dem
Gemeinsamen Markt ein. Jedoch ist keine der Ausnahme-
bestimmungen des Artikels 87 Absatz 2 EG-Vertrag in der
vorliegenden Situation anwendbar. Die in Frage stehende Maf-
nahme haben keinen sozialen Charakter und werden nicht an
einzelne Verbraucher gewihrt und sollen auch nicht zur Besei-
tigung von Schiden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige
auflergewohnliche Ereignisse entstanden sind, dienen. Sie wer-
den auch nicht zum Ausgleich der durch die Teilung Deutsch-
lands verursachten wirtschaftlichen Nachteile gewahrt.

Gleichfalls scheinen keine der Ausnahmebestimmungen des Ar-
tikels 87 Absatz 3 Buchstaben a), b), d) und e) EG-Vertrag
anwendbar. Die Beihilfe dient nicht zur Forderung der wirt-
schaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebens-
haltung auflergewohnlich niedrig ist oder eine erhebliche Un-
terbeschiftigung herrscht. Die Beihilfe dient auch nicht der
Forderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europii-
schen Interesse oder der Behebung einer betrichtlichen Storung
im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats. Die Beihilfe dient
nicht zur Forderung der Kultur und der Erhaltung des kultu-
rellen Erbes. Sie stellt auch keine sonstige Art von Beihilfen dar,
die der Rat durch eine Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit
auf Vorschlag der Kommission bestimmt hat. Auch die Aus-
nahmeregelung von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) des EG-
Vertrags scheint nicht anwendbar. Zwar koénnen Beihilfen zur
Forderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder
Wirtschaftsgebiete, sofern sie bestimmte Kriterien erfiillen, ge-
nehmigt werden. Es ist der Kommission jedoch nicht bekannt,
dass solche Beihilfen, beispielsweise zur Rettung oder Umstruk-
turierung von Unternehmen in Schwierigkeiten, hier zum rele-
vanten Zeitpunkt vorgelegen haben.

Da weder Deutschland noch andere juristische oder natiirliche
Personen vorgetragen haben, dass die Helaba Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse im Sinne des Arti-
kel 86 Absatz 2 EG-Vertrag erbringt und mangels dahingehen-
der Informationen, kann die Kommission derzeit nicht zu dem
Schluss gelangen, dass Beihilfen aufgrund von Artikel 86 Ab-
satz 2 genehmigt werden konnten. Es ist nicht nur der Fall,
dass die Kommission Zweifel hinsichtlich der Anwendbarkeit
von Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag hat. Sie hat derzeit auch
tiberhaupt keinen Grund, eine eigene Beurteilung vorzuneh-
men. Sofern sich an dieser Faktenlage nichts dndert, beabsich-
tigt die Kommission derzeit, keine weitere Priifung dieses
Aspekts vorzunehmen und im Hinblick auf eine abschliefende
Entscheidung davon auszugehen, dass dieser Punkt fur die Be-
urteilung der in Frage stehenden Mafnahme nicht relevant ist.
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V. Schlussfolgerung

Auf der Grundlage des gegenwirtigen Informationsstands ist es
wahrscheinlich, dass die in Frage stehende Mafnahme eine
Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag ist,
die Anlass zu Bedenken hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit
dem Gemeinsamen Markt gibt.

Die Kommission geht im Rahmen ihrer vorldufigen Beurteilung
und in Ubereinstimmung mit Artikel 1 Buchstabe b) der Ver-
ordnung (EG) Nr. 659/1999 davon aus, dass es sich bei der
Mafnahme, sofern sie eine Beihilfe ist, um eine neue und nicht
um eine bestehende Beihilfe handelt. In diesem Zusammenhang
weist die Kommission auch auf Artikel 15 Absatz 2 dieser
Verordnung hin und macht darauf aufmerksam, dass die Ver-
jahrungsfrist durch die weiter oben beschriebenen Mafinahmen
unterbrochen wurde.

Da die potenzielle Beihilfe nicht angemeldet wurde und seit
ihrer Umsetzung wirksam ist, stellt die Kommission fest, dass
diese Eroffnungsentscheidung der aufschiebenden Wirkung des
Artikel 88 Absatz 3 letzter Satz des EG-Vertrags im Hinblick
auf Deutschlands Verpflichtung, die Manahme bis zum Erlas-
sen einer abschliefenden Entscheidung durch die Kommission
nicht durchzufiihren, nichts hinzufiigt.

Im Licht der vorstehenden Uberlegungen fordert die Kommis-
sion Deutschland im Rahmen des Verfahrens gemaf8 Artikel 88
Absatz 2 des EG-Vertrags auf, innerhalb eines Monats nach
Eingang dieses Schreibens eine Stellungnahme abzugeben und
alle Informationen zu erteilen, die eine Hilfe bei der Beurteilung
der Beihilfemafinahmen sein konnen, insbesondere die folgen-
den bisher fehlenden Informationen:

— vollstindige Ubersicht iiber den genauen Wert simtlicher
iibertragener Mittel, des davon aufsichtsrechtlich anerkann-
ten haftenden Eigenkapitals der Helaba, der tatsichlich fur
das Wettbewerbsgeschift verfiigbaren Belegbarkeit, des ge-
zahlten Zinssatzes und der Vergiitungen (vor und nach
Steuern), die Kernkapital- und Eigenmittelquoten sowie Ei-
genkapitalrentabilitit vom Zeitpunkt der Einbringung bis
2002 einschlieflich;

— Ubersicht iiber das Kernkapital und die eigenen Mittel der
Helaba (jeweils Bank und Konzern) seit 1997;

— Darlegung der Griinde, die dafiir sprechen, weshalb die
vereinbarte Grundvergiitung von 1,2 % p.a. und der Zu-
schlag von 0,2 % als marktgerecht angesehen werden kon-
nen, wobei um eine maoglichst umfassende Dokumentation
verfiigbarer Daten iber vergleichbare Transaktionen am
Markt gebeten wird;

— Darlegung der Griinde, die dafiir sprechen, die von der
Helaba gezahlte Gewerbesteuer von 0,26 % p.a. als Teil
der Vergiitung anzusehen;

— Erklirung, wann genau die stille Einlage vom BAKred als
haftendes Eigenkapital anerkannt wurde und somit Wirkun-
gen entfaltet, unter Beifiigung des relevanten Schreibens;

— Auswirkungen des fehlenden Liquidititscharakters des iiber-
tragenen Vermogens auf den Ertrag, der von einem markt-
wirtschaftlich handelnden Kapitalgeber fiir die Zufiihrung
des Vermogens verlangt werden kann;

— Griinde, die nach Auffassung Threr Behorden gegen die
Anwendung der in der WestLB-Entscheidung angewandten
Methodik eines bloen Abzugs der Nettorefinanzierungs-
kosten von der fiir eine ansonsten vergleichbare, aber li-
quide stille Einlage marktiiblichen Vergiitung auf die in die
Helaba eingebrachte stille Einlage sprechen;

— quantitative Auswirkungen der Vorrangigkeit der [...] (¥
fur die Aufgaben der Forderung des sozialen Wohnungs-
baus;

— simtliche Informationen, die die Besteuerung der in Frage
stehenden Transaktion betreffen und fiir ihre Beurteilung
relevant sind, insbesondere Erliuterung der und Ubersicht
tber die fur die Helaba seit Vornahme der Transaktion
geltenden Unternehmenssteuern (z. B. Korperschaftsteuer);

— Berechnungsgrundlagen der bisher eingereichten Angaben
zur Eigenkapitalrendite der Helaba sowie die aktualisierten
Zahlen bis 2002;

— Ubersicht iiber die zum Zeitpunkt der Transaktion und in
den Folgejahren bis 2002 geltenden iiblichen langfristigen
Referenzzinssitze, die fir vergleichbare stille Einlagen am
Markt herangezogen werden, und Darlegung, welcher der
moglichen Referenzzinssitze am sachgerechtesten erscheint;

— Ubersicht iiber die seit Vornahme der Transaktion bis 2002
fur die Helaba berechenbaren Nettorefinanzierungskosten
(vorgefundene Bruttorefinanzierungskosten abziiglich aller
auf die Helaba anwendbaren Unternehmenssteuern);

— Ubersicht iiber die Entwicklung der Behandlung von stillen
Einlagen in den relevanten Rechtsgebieten (insbesondere
deutsches und internationales Bankaufsichtsrecht, Steuer-
recht, Gesellschaftsrecht) seit 1990.

Thre Behorden werden aufgefordert, unverziiglich eine Kopie
dieses Schreibens an den Beihilfeempfinger weiterzuleiten.

Die Kommission erinnert Deutschland an die aufschiebende
Wirkung von Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag und verweist
auf Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates,
dem zufolge jede unrechtmiflig gewihrte Beihilfe vom Emp-
fanger zuriickgefordert werden kann.”

(*) Vertrauliche Informationen.
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Angaben der Mitgliedstaaten iiber staatliche Beihilfen, die auf der Grundlage der Verordnung (EG)
Nr. 68/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 iiber die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf Ausbildungsbeihilfen gewihrt werden

(2003/C 72/04)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

Beihilfe Nr.: XT 01/02
Mitgliedstaat: Italien

Region: Ziel 1 — Forderregionen: Basilikata, Kampanien, Ka-
labrien, Apulien, Sardinien, Sizilien

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen
Name des begiinstigten Unternehmens: Beihilfen fiir Unter-
nehmen zur Durchfithrung eines Ausbildungsprogramms in
Verbindung mit einem gemdfl Gesetz 488/92 beihilfefihigen
Anlageinvestitionsprogramm oder in Verbindung mit einem
Programm der ,vorwettbewerblichen Entwicklung“ und ,Indus-
trialisierung der Ergebnisse“, die gemifl den Gesetzen 46/82
bzw. 488/92 beihilfefihig sind

Rechtsgrundlage:
— Decisione C(2000) 2342 dell'8 agosto 2000,

— Circolari attuative del ministero delle Attivita produttive n.
1167509 e n. 1167510 del 28.11.2001 — Misura 2.1:
Pacchetto integrato di agevolazioni — a) PIA Innovazione
e b) PIA Formazione — previste dal Programma operativo
nazionale «Sviluppo imprenditoriale locale» — QCS Obiet-
tivo 1 (2000-2006) pubblicate sulla Gazzetta ufficiale n.
292 (Supplemento ordinario n. 271) del 17.12.2001

Voraussichtliche jihrliche Kosten der Regelung bzw. Ge-
samtbetrag der einem Unternehmen gewihrten Einzelbei-
hilfe: 18 Mio. EUR

Beihilfehochstintensitit: Beitrag zu den Ausgaben in Hohe
von 45% bzw. 35% der beihilfefdhigen Kosten fir die
KMU bzw. fir die groen Unternehmen, bei hochstens
250 000 EUR

Bewilligungszeitpunkt: Ab 28. November 2001

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe:
28. November 2001 — 31. Dezember 2006

Zweck der Beihilfe: Mit der Manahme wird das Ziel verfolgt,
die spezifische Ausbildung des in dem begiinstigten Unterneh-
men neu eingestellten Personals undfoder die Fortbildung, Um-
schulung bzw. Spezialisierung des in dem Unternehmen bereits
titigen Personals in den folgenden mit dem Investitionspro-
gramm in Verbindung stehenden Bereichen zu fordern:

a) Informations- und Kommunikationstechnologie,

b) Forschung und Entwicklung,

¢) Internationalisierung der Unternehmensstrukturen,
d) Betriebsiibergreifende Zusammenarbeit,
e) Einfithrung neuer Erzeugnisse oder Produktionsprozesse,

f) Verbesserung bereits existierender Erzeugnisse und/oder
Verfahren,

g) Technologische Erneuerung,

h) Unternehmensverwaltung,

i) Verfahrenszusammenhinge und Qualitatssicherung,
j) Schutz und Valorisierung der Umwelt

Betroffene Wirtschaftssektoren: Aktivititen im Bergbau bzw.
verarbeitenden Gewerbe, die in den Abschnitten C und D der
JSTAT-Systematik der Wirtschaftszweige 1991¢ aufgefithrt
sind, oder — innerhalb des mit Dekret Nr. 527 des Ministeri-
ums fiir Industrie, Handel und Handwerk vom 20. Oktober
1995 einschlieflich aller nachfolgenden Anderungen und Er-
ginzungen festgelegten Rahmens — Aktivititen zur Erzeugung
und Verteilung von elektrischer Energie, Dampf und Warm-
wasser oder Aktivititen im Baugewerbe, wie sie in den Ab-
schnitten E und F der vorstehend genannten ISTAT-Systematik
aufgefiihrt sind.

Aktivititen zur Erbringung von Dienstleistungen in Verbindung
mit der Entwicklung der vorgenannten Produktionstitigkeiten.

Fiir die Sektoren, fiir welche die Gemeinschaft Sondervorschrif-
ten erlassen hat (Stahl, Schiffbau, Kunstfasern, Kraftfahrzeuge,
Nahrungsmittel, Getrdnke und Tabak), gelten Beschrinkungen
und Verbote

Name und Anschrift der Bewilligungsbehérde:

Ministero delle attivita produttive — DGCII
Via del Giorgione, 2 B
1-00147 Roma

Beihilfe Nr.: XT 44/02
Mitgliedstaat: Spanien

Region: Katalonien
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Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen
Name des begiinstigten Unternehmens: Ausbildungsbeihilfen
fur Mitglieder und Arbeitnehmer von Genossenschaften sowie
fur Mitglieder und Arbeitnehmer von Arbeitnehmergesellschaf-
ten

Rechtsgrundlage: Orden de 12 de abril de 2001, por la que se
aprueban las bases reguladoras de las subvenciones del Instituto
para la Promocion y la Formacién Cooperativas a la formacién
de socios y trabajadores de las cooperativas, y también a los
socios y trabajadores de las sociedades laborales, y se abre la
convocatoria para el 2001 (DOGC n° 3408 de 13.6.2001)

Voraussichtliche jihrliche Kosten der Regelung bzw. Ge-
samtbetrag der einem Unternehmen gewihrten Einzelbei-
hilfe: 12 020,24 EUR; falls sich dieser Betrag erhoht, wird dies
der Kommission mitgeteilt

Beihilfehéchstintensitit: Die Intensititen fiir spezifische Aus-
bildungsmafinahmen, d.h. 25% bei Groflunternehmen und
35 % bei kleinen und mittleren Unternehmen, zuziiglich der
in Artikel 4 der oben genannten Verordnung vorgesehenen
Aufschldge, wenn es sich um benachteiligte Arbeitnehmergrup-
pen oder Unternehmen in einem Fordergebiet handelt

Bewilligungszeitpunkt: Ab 14.6.2001, im Kalenderjahr des
Haushaltsjahres, in dem die Beihilfe bewilligt wird, d.h. vom
1. Januar bis 31. Dezember

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe:
2001 bis 2006 gemifl Artikel 8 der Verordnung

Zweck der Beihilfe: Beitrag zur Finanzierung der Spezialisie-
rung der direkt in Genossenschaften und Arbeitnehmergesell-
schaften sowie deren Verbianden mitwirkenden Personen, wenn
die Ausbildungsmaflnahmen, an denen sie teilnehmen, einen
klaren Vorteil fir die Gesellschaften, an denen sie beteiligt
sind oder fiir die sie arbeiten, erkennen lassen

Betroffene Wirtschaftssektoren: Unternehmen der Sozial-
wirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungsbehorde:

Sr. Josep M. Carol i Andreu

Instituto para la Promocién y la Formaciéon de Cooperativas
C/ Casp, 15

E-08010 Barcelona

Sonstige Auskiinfte: Etwaige Anderungen der oben genannten
Verordnung werden unverziiglich iibernommen und auf die
Regelung angewandt.

Gemifl Artikel 5 der Verordnung werden im Rahmen dieser
Regelung keine Beihilfen vergeben, deren Hohe fiir ein einzel-
nes Ausbildungsvorhaben 1 Mio. EUR iibersteigt.

Zur Kontrolle der Kumulierung im Sinne von Artikel 6 der
Verordnung wird vom Leistungsempfinger eine Erklirung
tiber die Beihilfen verlangt, die er zum gleichen Zweck von
offentlichen oder privaten Organismen erhalten hat. Das Insti-
tut fiir Genossenschaftsforderung und -ausbildung sorgt dafiir,
dass die Kumulierung von Beihilfen im Rahmen dieser Rege-
lung mit anderen Beihilfen keinesfalls dazu fihrt, dass die in
der Verordnung (EG) Nr. 68/2001 vorgeschriebene Beihilfe-
hochstintensitdt iiberschritten wird

Beihilfe Nr.: XT 46/02
Mitgliedstaat: Bundesrepublik Deutschland
Region: Mecklenburg-Vorpommern

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen
Name des begiinstigten Unternehmens: Richtlinien des Mi-
nisteriums fiir Arbeit und Bau zur Forderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Minnern (AQMV 2000 RL 5)

Rechtsgrundlage: Landesprogramm ,Arbeit und Qualifizierung
fir Mecklenburg-Vorpommern 2000, Richtlinien des Ministe-
riums fur Arbeit und Bau zur Forderung der Chancengleichheit
von Frauen und Minnern vom 16.2.2000

Voraussichtliche jihrliche Kosten der Regelung bzw. Ge-
samtbetrag der einem Unternehmen gewihrten Einzelbei-
hilfe: 2,465 Mio. EUR fir sidmtliche Fordertatbestinde der
Richtlinien (Neubewilligungsvolumen einschlieflich der Ver-
pflichtungsermédchtigungen fiir kommende Haushaltsjahre)

Beihilfehdchstintensitit: Bis zu 90 % der zuwendungsfihigen
Personal- und Sachausgaben. Die Intensititen sind abhingig
von der Art der Ausbildungsmafinahme (allgemein oder spezi-
fisch), der Art der mittelbar begiinstigten Unternehmen (Grof-
unternehmen oder KMU) und der Frage, ob sich die Mafnahme
an benachteiligte Arbeitnehmer richtet

Bewilligungszeitpunkt: 1.1.2000. Bis zum Inkrafttreten der
Gruppenfreistellungsverordnung sind Férderungen in Anwen-
dung des Gemeinschaftsrahmens fiir Ausbildungsbeihilfen er-
folgt

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe:
1.1.2000 bis 30.4.2002

Zweck der Beihilfe: Verbesserung der Chancengleichheit von
Frauen und Minnern auf dem Arbeitsmarkt und am Arbeits-
platz durch spezifische Aktionen (siche auch unten ,sonstige
Auskiinfte®)

Betroffene Wirtschaftssektoren: Alle Wirtschaftsbereiche
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Name und Anschrift der Bewilligungsbehorde:

Versorgungsamt Rostock
Herr Dr. Regner
Erich-Schlesinger-Strafle 35
D-18059 Rostock

Sonstige Auskiinfte: In der Forderpraxis treten nur begrenzt
Fille auf, die den Tatbestand der Ausbildungsmafnahme nach
der Gruppenfreistellungsverordnung fiir Ausbildungsbeihilfen
erfullen. Im Regelfall bezieht sich die Forderung auf allgemeine
Mafinahmen, die nicht dem Anwendungsbereich des Artikels
87 EG-Vertrag unterfallen

Beihilfe Nr.: XT 60/01
Mitgliedstaat: Bundesrepublik Deutschland
Region: Land Niedersachsen und Hansestadt Bremen

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen
Name des begiinstigten Unternehmens: Ziffer 8 der Richt-
linie zur kulturwirtschaftlichen Film- und Medienf6rderung der
nordmedia Fonds GmbH (nordmedia Fonds)

Rechtsgrundlage:

1. Anspruch der nordmedia Fonds auf Gewihrung einer Fi-
nanzhilfe (zur Forderung Dritter) aus Konzessionsabgaben
nach § 9a des Niedersdchsischen Gesetzes iiber das Lotterie-
und Wettwesen vom 21. Juli 1997, zuletzt gedndert durch
Artikel 7 des Niedersichsischen Haushaltsbegleitgesetzes
2001 vom 15. Dezember 2000,

2. Verpflichtung des NDR zur Vergabe von Fordermitteln ge-
maf § 64 (3) des Niedersichsischen Landesrundfunkgesetzes
vom 9. November 1993, zuletzt gedndert durch Gesetz vom
15. Dezember 2000 (Nds. GVBL. Nr. 24/2000),

3. Vertrag tiber Vergabe von Mitteln des Landes Bremen aus
dem Landesforderprogramm ,Bremen in Time®,

4. Vertrag iiber Vergabe freiwilliger Beitrdge des NDR,

5. Vertrag iber Vergabe freiwilliger Beitrige von Radio Bre-
men,

6. Vertrag iiber Vergabe freiwilliger Beitrage des ZDF

Voraussichtliche jihrliche Kosten der Regelung bzw. Ge-
samtbetrag der einem Unternehmen gewihrten Einzelbei-
hilfe: 400 000 EUR

Beihilfehochstintensitit: Die Brutto-Beihilfeintensitit betrigt:

— fur groffe Unternehmen bis zu 50 % und fir

— kleine und mittlere Unternehmen (KMU) i. S. der EU-Defi-
nition bis zu 70 % der kalkulierten Gesamtkosten.

Wird das Ausbildungsvorhaben fiir ein Unternehmen aus ei-
nem C-Fordergebiet der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur® durchgefiihrt, so kann der
Fordersatz um funf Prozentpunkte angehoben werden. Fir
Ausbildungsmaffnahmen zugunsten von benachteiligten Arbeit-
nehmern kann eine (zusdtzliche) Erhohung von 10 Prozent-
punkten vorgenommen werden.

Die Kumulierungsregeln werden beachtet

Bewilligungszeitpunkt: Ab 7.12.2001

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe:
7.12.2001 bis 31.12.2004

Zweck der Beihilfe: Mit der Beihilfe sollen fiir Beschiftigte im
Medienbereich ergdnzende, innovative und bedarfsgerechte
Qualifizierungsangebote ermoglicht werden. Antragsberechtigt
sind Unternehmen (einschlieRlich Vereine, Organisationen) als
Veranstalter von Aus- und Weiterbildungsmafinahmen, die
iiber eine hohe Professionalitit und besondere medienspezi-
fische Erfahrungen verfigen. Gefordert werden nur allgemeine
Ausbildungsmaflnahmen, die nicht ausschlielich oder haupt-
sdchlich am gegenwirtigen oder zukiinftigen Arbeitsplatz des
Beschiftigten verwendbar sind. Mit der durch die Maffnahme
erworbenen Qualifikation soll eine breite Verwendbarkeit im
Medienbereich erzielt werden.

Rettungs- und Umstrukturierungshilfen an Unternehmen in
Schwierigkeiten (im Sinne der Leitlinien der Gemeinschaft fir
staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Un-
ternehmen in Schwierigkeiten, ABl. C 288 vom 9.10.1999)
sind nicht Gegenstand der Regelung.

Die Beihilfe wird in Form von Zuschiissen gewahrt

Betroffene Wirtschaftssektoren: Antragsberechtigt sind
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) einschlielich Start-
Ups der audiovisuellen Medienwirtschaft.

Eine Forderung von Unternehmen aus den sensiblen Sektoren
ist ausgeschlossen

Name und Anschrift der Bewilligungsbehérde:

nordmedia Fonds GmbH
Expo-Plaza 1
D-30539 Hannover
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Sonstige Auskiinfte:

Herr Coldewey

Tel.: 0511-12 34 56-0

Fax: 0511-12 34 56-29

E-Mail: j.coldewey@nord-media.de

Beihilfe Nr.: XT 77/01
Mitgliedstaat: Deutschland
Region: Bayern

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen
Name des begiinstigten Unternehmens: Die Einzelbeihilfen
fiir Forderungen nach den anliegenden Maffnahmebeschreibun-
gen (Programmregelung) werden auf Grundlage von Zuwen-
dungsbescheiden gewdhrt.

In die Zuwendungsbescheide wird jeweils ein Hinweis auf die
Verordnung (EG) Nr. 68/2001 und die diesbeziigliche Freistel-
lung aufgenommen.

Die Namen der begiinstigten Unternehmen stehen noch nicht
fest

Rechtsgrundlage:

— BayHO (vor allem Artikel 23 und 44),

— Verordnung (EG) Nr. 1260/1999,

— Verordnung (EG) Nr. 1784/1999,

— Entscheidung der Europiischen Kommission K(2000) 2414,
— EPPD zu Ziel 3,

— EzPP Ziel 3

Voraussichtliche jihrliche Kosten der Regelung bzw. Ge-
samtbetrag der einem Unternehmen gewihrten Einzelbei-
hilfe: Im Rahmen der anliegenden Mafnahmebeschreibungen
(Programmregelung) ~ werden  indikativ  jihrlich  ca.
5200 000 EUR ESF-Mittel und ca. 700 000 EUR Landesmittel
fur entsprechende Einzelbewilligungsbescheide veranschlagt.

Zahlungen konnen sich grundsitzlich iiber bis zu 5 Jahre er-
strecken

Beihilfeh6chstintensitit: Die Forderintensitit wird jeweils ent-
sprechend der zuldssigen Beihilfeintensititen festgelegt und be-
tragt maximal 70 % der beihilfefdhigen Kosten (45 % ESF-Mit-
tel, 25 % Landesmittel)

Bewilligungszeitpunkt: Einzelbeihilfen kénnen bis einschliefS-
lich 31.12.2006 gewihrt werden

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe:
Auszahlungen konnen bis zum 31.12.2008 gewihrt werden

Zweck der Beihilfe: Die Einzelbeihilfen im Rahmen der bei-
liegenden Mafnahmebeschreibungen (Programmregelung) wer-
den zum Zweck einer allgemeinen Ausbildungsmafnahme ge-
wihrt

Betroffene Wirtschaftssektoren: Alle Wirtschaftsbereiche
Name und Anschrift der Bewilligungsbehorde:

Bayerisches Landesamt fiir Versorgung und Familienférderung
Sachgebiet III 4 und Sachgebiet IIT 5

Hegelstrafle 2

D-95447 Bayreuth

Sonstige Auskiinfte:

Beschreibung der allgemeinen Ausbildungsbeihilfe:

Bei Einzelbeihilfen, die im Rahmen der beiliegenden Mafinah-
mebeschreibungen (Programmregelung) gewihrt werden, han-
delt es sich um Beihilfen fiir allgemeine Ausbildungsmafinah-
men. Die in diesen Ausbildungsmafnahmen vermittelten In-
halte beziehen sich nicht nur auf einen speziellen Arbeits-
bereich bzw. ein Unternehmen, sondern kénnen auch auf an-
dere Arbeitsbereiche bzw. Unternehmen tbertragen werden.
Zudem nehmen an den Ausbildungsmafinahmen stets Teilneh-
mer aus mehreren Unternehmen teil.

Die Inhalte der Maffnahmen richten sich nach den beiliegenden
Mafnahmebeschreibungen (Programmregelung) im Einheitli-
chen Programmplanungsdokument (EPPD) zu Ziel 3 sowie
dem Erginzenden Programmplanungsdokument (EzPP) zu
Ziel 3 (Politikbereich C, Mallnahme 6 und Politikbereich D,
Mafinahme 7). Auf die beiliegenden Ausziige aus dem EPPD
und EzPP sowie der Bayerischen Haushaltsordnung wird hin-
gewiesen
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Anderung der Liste der amtlichen oder offiziell anerkannten Stellen, die die Mitgliedstaaten fiir die
Ausstellung von Bescheinigungen vorschlagen, mit denen bestitigt wird, dass der Wein den in den
Abkommen mit Drittlindern festgelegten Anforderungen entspricht

(Artikel 34a der Verordnung (EG) Nr. 883/2001 — ABI. L 128 vom 10.5.2001)
(2003/C 72/05)
(Amtsblatt der Europdischen Union C 37 vom 15. Februar 2003)

Auf Seite 106 erhilt die Liste ,Portugal“ folgende Fassung:

»PORTUGAL

1. Zustindige Behorden fiir die Bescheinigung, dass der Wein den Rechtsvorschriften der Euro-
piischen Gemeinschaft entspricht

VQPRD

Casa do Douro (Douro)

Rua dos Camilos — Apartado 10
P-5054-952 Peso da Régua

Tel. (351-254) 32 08 11

Fax (351-254) 32 08 00

E-Mail: casadodouro@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional dos Agores (Biscoitos, Graciosa e Pico)
Avenida Machado Serpa

(Edificio dos Servicos de Desenvolvimento Agririo do Pico)
P-9950-321 Madalena

Tel. (351-292) 62 36 05

Fax (351-292) 62 36 06

E-Mail: cvracores@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional Alentejana (Alentejo)

Horta das Figueiras — Rua Fernanda Seno, n.° 14 — Apartado 498
P-7002-506 Evora

Tel. (351-266) 70 94 22

Fax (351-266) 70 05 91

E-Mail: cvralentejo@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional Algarvia (Lagoa, Lagos, Portimdo e Tavira)
Estrada Nacional 125 — Bemparece

P-8400-429 Lagoa

Tel./fax (351-282) 3413 93

Comissio Vitivinicola da Bairrada (Bairrada)

Largo do Mercado — Edificio Estrela — Blocos 1 e 2 rjc — Apartado 125
P-3781-907 Anadia

Tel. (351-231) 51 01 80

Fax (351-231) 51 01 89

E-Mail: cv.bairrada@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional da Beira Interior (Beira Interior)
Avenida Cidade de Saffed, Lote 7-1.°

P-6300-537 Guarda

Tel. (351-271) 22 41 29

Fax (351-271) 22 31 01

E-Mail: cvrbi@mail.telepac.pt
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Comissdo Vitivinicola Regional de Bucelas, Carcavelos e Colares (Bucelas, Carcavelos e Colares)
Rua D. Afonso Henriques, n.° 3

P-2670-637 Bucelas

Tel./fax (351-219) 68 11 47

Comissdo Vitivinicola Regional do Ddo — FVD (Dio)
Avenida Capitio Homem Ribeiro — Apartado 10
P-3510-997 Viseu

Tel. (351-232) 41 00 60

Fax (351-232) 41 00 65

E-Mail: cvrdao@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional da Estremadura (Alcobaga e Encostas de Aire, Alenquer, Arruda e Torres
Vedras e Obidos)

Rua Candido dos Reis

P-2560-312 Torres Vedras

Tel. (351-261) 31 67 24

Fax (351-261) 31 35 41

E-Mail: cvr.estremadura@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional de Lafdes (Lafdes)
Varzea

P-3660-694 S. Pedro do Sul

Tel./fax (351-232) 7113 10

E-Mail: aclafoes@clix.pt

Comissdo Vitivinicola Regional da Lourinhi (Lourinha)
Avenida de Mogambique

P-2530-111 Lourinha

Tel. (351-261) 42 21 07

Fax (351-261) 41 48 00

Comissdo Vitivinicola Regional da Peninsula de Setdbal (Palmela e Setubal)
Rua Padre Manuel Caetano, n.° 26

P-2950-253 Palmela

Tel. (351-212) 3371 00

Fax (351-212) 33 71 08

E-Mail: geral@cvr-psetubal.com

Comissdo Vitivinicola Regional do Ribatejo (Ribatejo)
S. Pedro — Apartado 393

P-2001-905 Santarém

Tel. (351-243) 30 94 00

Fax (351-243) 30 94 09

E-Mail: cvrribatejo@mail.telepac.pt

Comissdo Vitivinicola Regional de Tdvora-Varosa (Tdvora-Varosa)
Avenida 25 de Abril, 186 — Apartado 15

P-3624-909 Moimenta da Beira

Tel. (351-254) 58 24 28

Fax (351-254) 58 40 78

Comissdo Vitivinicola Regional de Trds-os-Montes (Chaves, Planalto Mirandés e Valpagos)
Bairro do Bonito — Edificio IVV, s/n

P-5430-429 Valpagos

Tel./fax (351-278) 72 96 78

E-Mail: cvrtm@mail.telepac.pt
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Comissdo de Viticultura da Regido dos Vinhos Verdes (Vinho Verde)
Rua da Restauragdo, 318

P-4050-501 Porto

Tel. (351-22) 607 73 00

Fax (351-22) 607 73 20

E-Mail: info@mail.cvrvv.pt

Instituto do Vinho da Madeira (Madeira)
Rua 5 de Outubro, 78

P-9000-079 Funchal

Tel. (351-291) 20 46 00

Fax (351-291) 22 86 85

E-Mail: ivmdir@gov-madeira.pt

Instituto do Vinho do Porto (Porto)
Rua Ferreira Borges, 27
P-4050-253 Porto

Tel. (351-222) 07 16 00

Fax (351-222) 07 16 99

E-Mail: ivp@mail.ivp.pt

Vinhos Regionais

Vinho Regional Alentejano:

Comissdo Vitivinicola Regional Alentejana

Horta das Figueiras — Rua Fernanda Seno, n.° 14
Apartado 498

P-7002-506 Evora

Tel. (351-266) 70 94 22

Fax (351-266) 70 05 91

E-Mail: cvralentejo@mail.telepac.pt

Vinho Regional Algarve:

Comissdo Vitivinicola Regional Algarvia
Estrada Nacional 125 — Bemparece
P-8400-429 Lagoa

Tel./ffax (351-282) 34 13 93

Vinho Regional Beiras:

Conselho Vitivinicola Regional das Beiras

Largo do Mercado, Edificio Estrela, Blocos 1 e 2 rfc — Apartado 125
P-3781-907 Anadia

Tel. (351-231) 51 01 80

Fax (351-231) 51 01 89

E-Mail: cv.bairrada@mail.telepac.pt

Vinho Regional Estremadura:

Comissdo Vitivinicola Regional da Estremadura
Rua Candido dos Reis

P-2560-312 Torres Vedras

Tel. (351-261) 31 67 24

Fax (351-261) 31 35 41

E-Mail: cvr.estremadura@mail.telepac.pt
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Vinho Regional Minho:

Comissdo de Viticultura da Regido dos Vinhos Verdes
Rua da Restauragio, 318

P-4050-501 Porto

Tel. (351-22) 607 73 00

Fax (351-22) 607 73 20

E-Mail: info@mail.cvrvv.pt

Vinho Regional Ribatejano:

Comissdo Vitivinicola Regional do Ribatejo
S. Pedro — Apartado 393

P-2001-905 Santarém

Tel. (351-243) 30 94 00

Fax (351-243) 30 94 09

E-Mail: cvrribatejo@mail.telepac.pt

Vinho Regional Terras do Sado:

Comissdo Vitivinicola Regional da Peninsula de Settbal
Rua Padre Manuel Caetano, n.° 26

P-2950-253 Palmela

Tel. (351-212) 3371 00

Fax (351-212) 33 71 08

E-Mail: geral@cvr-psetubal.com

Vinho Regional Trds-os-Montes, sub-regido Terras Durienses:

Casa do Douro

Rua dos Camilos — Apartado 10
P-5054-952 Peso da Régua

Tel. (351-254) 3208 11

Fax (351-254) 32 08 00

E-Mail: casadodouro@mail.telepac.pt

Vinho Regional Trds-os-Montes:

Commissdo Vitivinicola Regional de Trds-os-Montes
Bairro do Bonito — Edificio IVV, s/n

P-5430-429 Valpagos

Tel. (351-278) 72 96 78

E-Mail: cvrtm@mail.telepac.pt

. Zustindige Laboratorien fiir die Ausstellung des Analysebulletins

Portugal continental

Instituto Nacional de Engenharia e Tecnologia Industrial ~ 1-716 27
INETI 12/41/51

Campos do INETI
Pago do Lumiar, 22
P-1600 Lisboa

Laboratérios do Instituto da Vinha e do Vinho 1-942 56 20

— Quinta das Manteigas 942 56 70
Catujal 941 92 94
P-2685 Sacavém 9419303

— Apartado 25 2-3018 10

P-4401 Vila Nova de Gaia

— Apartado 6 31-220 12

P-3050 Mealhada

1-716 09 01

1-942 57 20

2-379 6299

31-225 89
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Laboratério do Instituto do Vinho do Porto
Rua Ferreira Borges
P-4000 Porto

Estagdo Vitivinicola de Dois Portos
Quinta da Almoinha

Dois Portos

P-2560 Torres Vedras

Estagdo Vitivinicola da Bairrada
Apartado 7
P-3781 Anadia Codex

Laboratério da Universidade de Evora
Colégio Luis Dernee
P-7000 Evora

Laboratério da Universidade de Trds-os-Montes e
Alto Douro

Quinta dos Prados

Apartado 202/3

P-5000 Vila Real

Régides auténomas

Laboratério de Sadde Pablica
Rua do Seminario, n.° 21
P-9000 Funchal

Laboratério do Instituto do Vinho da Madeira
Rua 5 de Outubro, n.° 78
P-9000 Funchal

2-200 65 22

61-721 06

721 24

72500

31-51 2221

66-74 4616

59-3216 76

91-33174

91-22 05 81
226528

2-600 38 17

61-724 26

31-5110 21

66-7449 71

59-32 04 80

91-22 86 85
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung zum Gemeinsamen Sortenkatalog fiir landwirtschaftliche Pflanzenarten — 17. Erginzung zur 21.
Gesamtausgabe

(Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften C 279 A vom 15. November 2002)
(2003/C 72/06)

Seite 37, Nr. 78 (Triticum durum Desf.):

Am Ende der Tabelle wird nach der Sorte Negriduro die folgende Sorte eingefiigt:

1 2 3 4

B DK D EL E F IRL I L NL A P FIN N UK IS | NO

,Simeto *2 (add.)




	Inhalt
	Euro-Wechselkurs
	Bekanntmachung über das bevorstehende Außerkrafttreten bestimmter Antidumpingmaßnahmen
	Staatliche Beihilfe � Deutschland � Beihilfe C 73/02 (ex NN 87/E/01) � Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale ("Helaba") � Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag (1)
	Angaben der Mitgliedstaaten über staatliche Beihilfen, die auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 68/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf Ausbildungsbeihilfen gewährt werden (1)
	Änderung der Liste der amtlichen oder offiziell anerkannten Stellen, die die Mitgliedstaaten für die Ausstellung von Bescheinigungen vorschlagen, mit denen bestätigt wird, dass der Wein den in den Abkommen mit Drittländern festgelegten Anforderungen entspricht (Artikel 34a der Verordnung (EG) Nr. 883/2001 � ABl. L 128 vom 10.5.2001)
	Berichtigung zum Gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten � 17. Ergänzung zur 21. Gesamtausgabe (ABl. C 279 A vom 15.11.2002)

